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Digitalisierung und die Zukunft des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks – Ein Vorschlag1

Die Welt des Fernsehens ist im Um-
bruch. Studien des WIK (mit Hoch-
schule Fresenius)2 belegen, dass Vi-
deostreaming auf dem Vormarsch ist 
und Videoinhalte zunehmend auch auf 
dem Smartphone und dem PC kon-
sumiert werden. Auch der öffentlich-
rechtliche Rundfunk profitiert davon. 
Streaming über die ZDF-Mediathek 
und die Mediathek des Ersten liegt 
noch vor YouTube. Auch wenn man 
auf die Internetnutzung schaut, schla-
gen sich die Öffentlich-Rechtlichen 
gut. Es wäre also falsch, pauschal 
vom Untergang des traditionellen 
Fernsehens zu sprechen. Auch in Zei-
ten der Digitalisierung hat Fernsehen 
generell seinen Platz in der Medien-
landschaft, wie auch der öffentlich-
rechtliche Rundfunk.

Gleichwohl ist eine Diskussion über 
die Zukunft von linearem Fernsehen 
und Rundfunk, wie wir sie heute ken-
nen, angesichts der fortschreitenden 
alternativen Angebote unausweich-
lich. Im Fall des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks bedeutet dies auch immer 
eine Auseinandersetzung mit seiner 
Gebührenfinanzierung.

Unstrittig dürfte sein, dass der Wett-
bewerb aus dem Internet die Ange-
botsvielfalt an TV- und Video-Inhalten 
für den Nutzer erhöht und damit das, 
was wir als traditionelles Fernsehen 
empfinden, zu Qualitätsanstrengun-
gen und Neuerungen zwingt. Das ist 
gut so! Wie in anderen Sektoren, z.B. 
in der Musikbranche oder bei Zeitun-

gen, ist dies jedoch auch eine fun-
damentale Herausforderung für das 
Fernsehen. Ein Beispiel ist die stark 
wachsende mobile Nutzung von Me-
dien, wie z.B. über Smartphones. Die 
Kanäle der Übertragung von Medien-
inhalten sind heute anders als noch 
vor Jahrzehnten technisch kaum be-
grenzt. Die damit übertragbaren For-
mate und Inhalte bis hin zu Nischen-
angeboten für Katzenliebhaber sind 
unlimitiert. Nationale Grenzen spielen 
keine Rolle mehr. 

Wie jeder Sektor muss sich auch das 
Fernsehen dem strukturellen Wandel 
der Technik hin zum Internet und dem 
geänderten Mediennutzungsverhalten 
stellen. Viele Sender sind hier längst 
unterwegs und testen neue Forma-
te. Beispiele sind ProSiebenSat.1, 
aber auch die Öffentlich-Rechtlichen. 
Fernsehen muss sich neu erfinden 
und eine Transformation angehen, an-
sonsten droht die Gefahr der Disrupti-
on, die ganze traditionelle Geschäfts-
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modelle von heute auf morgen auf den 
Kopf stellt oder gar auslöscht (Platten, 
CDs durch Musikstreaming). Zu den 
Strategien, die Unternehmen entwi-
ckelt haben, um den Wandel aus der 
Digitalisierung für sich zu nutzen, ge-
hört es, neue Geschäftsmodelle (viel-
leicht auf Daten basiert, wie viele In-
ternetfirmen) zu entwickeln, vielleicht 
sich selbst zu kannibalisieren und den 
eigenen traditionellen Produkten und 
Formaten Konkurrenz zu machen. 
Vielleicht gelingt auch die Optimierung 
in neuen Wertschöpfungsclustern, in 
denen dem Nutzer mehr als nur TV-
Inhalte geboten werden. Heute schon 
verschwimmen die Grenzen zur Kon-
kurrenz. Kooperationen mit Printmedi-
en sind üblich, aber auch die Sendung 
von Inhalten über Netflix und andere 
Internetplattformen. Die Dynamik der 
Internetangebote lässt letztlich keine 
Option. Natürlich liegt in einem sol-
chen Umfeld die Vereinheitlichung 
des Rechtsrahmens (z. B. durch die 
AVMD-Richtlinie) zwischen Fernse-
hen und Internet nahe. Am Ende führt 
nichts daran vorbei, dass die Sender 
selbst aufgefordert sind, Strategien zu 
entwickeln, um ihre Chancen aus der 
Digitalisierung zu nutzen.

Die Frage nach der Zukunft des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks mit seiner 
Gebührenfinanzierung ist schwieriger 
zu beantworten, weil sich privatwirt-
schaftliche Initiative und rechtlicher 
Auftrag vermischen. Es ist allen be-
wusst, dass es in dieser Diskussion 
sowohl um eine wirtschaftliche wie 
auch um eine gesellschaftliche Di-
mension gehen muss. Beide Aspekte 
der Diskussion spiegeln sich in der 
Gebührenakzeptanz wider. Sie ist au-
genblicklich in einigen europäischen 
Ländern infrage gestellt, so in der 
Schweiz durch den Volksentscheid 
zur „No-BILLAG“-Initiative oder in Ita-
lien durch das Wahlversprechen zur 
Abschaffung der Rundfunkgebühren. 
In anderen europäischen Staaten ist 
eine Kürzung der Finanzierung aus 
Steuergeldern (z.B. Portugal) erfolgt. 
Auch in Frankreich wird die Zukunft 
des Fernsehens erörtert. Wenn bis-
her noch nicht so grundsätzlich, so 
ist auch in Deutschland die Debatte 
zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
auf der Tagesordnung. Aktuell ringen 
wir hier über die künftige Ausrichtung. 
Dies manifestiert sich z.B. im Bericht 
der ARD zu „Auftrag und Strukturop-
timierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks im digitalen Zeitalter“,3 der 
Antwort der Rundfunkkommission der 
Länder, die diesen Bericht als ersten 
Schritt von ARD, ZDF und Deutsch-
landradio zur Reform sieht.4 Andere 
kritisieren das Fehlen der großen Linie 
und dass die Sinnfrage nicht gestellt 

sei.5 Der Spiegel spricht sogar von 
der „unheimlichen Macht“6 und von 
einem „Generalangriff auf die Öffent-
lich-Rechtlichen“7.Bei dieser Diskussion 
verquicken sich zwei Ebenen: Sparbe-
mühungen des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks und die Forderung nach 
mehr Spielraum für ihn im Internet. Im 
Kern geht es darum, ihm die notwendi-
ge Weiterentwicklungsperspektive als 
inhaltliche Überlebensgarantie ange-
sichts neuer Medien und Plattformen 
zu eröffnen und diese nicht gleichzei-
tig allein durch immer höhere Gebüh-
ren zu erkaufen.

Als Beitrag zu dieser Debatte möch-
te ich im Folgenden einen Vorschlag 
unterbreiten. Kriterien sollen die Zah-
lungsbereitschaft der Nutzer, ihre 
Bedürfnisse und der Public Value für 
den Bürger sein. Für den Ökonomen 
folgt, dass Gebührenfinanzierung ge-
genüber einer Finanzierung durch den 
Markt (sei es über ein Abonnement, 
die Akzeptanz von Werbung, die Da-
tenpreisgabe oder die Vermarktung 
von Sendeinhalten) nicht der Regel-
fall, sondern die Ausnahme sein sollte. 
Ähnlich wie eine Subvention aus Steu-
erzahlergeldern nur gewährt werden 
sollte, wenn eine angemessene Ent-
lohnung im Markt erwiesenermaßen 
nicht erfolgt, obwohl am Produkt oder 
Dienst ein übergeordnetes Interesse 
besteht, sollten Mittel der Gebühren-
zahler nur dort eingesetzt werden, wo 
am Markt keine entsprechende Ent-
lohnung für TV-Inhalte erzielt werden 
kann. So mancher guter Krimi und so 
mache mitreißende Serie oder span-
nende Dokumentation der Öffentlich-
Rechtlichen kann dabei vermarktet 
werden (und wird es auch). Natürlich 
ist dabei auch die Kostenseite interes-
sant (Fragen: „Warum hat die ARD ein 
Sendernetz?“, „Warum wird überhaupt 
noch terrestrisches Fernsehen gesen-
det?“, „Warum erfolgte die Umstellung 
auf DVBT2?“ oder „Warum nimmt die 
Sendervielfalt immer weiter zu?“). Sie 
soll jedoch hier nicht im Mittelpunkt 
stehen. Effizienz im Mitteleinsatz ist 
Teil der jetzigen Reformanstrengun-
gen, sie wird hier vorausgesetzt.

Mein Vorschlag für eine Reform des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks, den 
ich im Folgenden skizzieren werde, ist 
prinzipieller. Es geht nicht um Gebüh-
ren für alle, öffentlich-rechtliche Sen-
der wie private, wenn sie bestimmte 
Inhalte senden,8 nicht um die den 
Erhalt des ZDF als einzigen öffentlich-
rechtlichen Sender und die Zurück-
führung der ARD auf Regionalsender9 
und auch nicht um die Privatisierung 
des ZDF.10 Mein Vorschlag stellt eine 
Art dritten Weg zu diesen bisher dis-
kutierten Wegen dar, nicht ganz so 

rigoros in der Reformtiefe, aber vor 
dem Hintergrund der Tradition des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks doch 
durchaus grundsätzlich.

Mein Vorschlags orientiert sich an 
den Grundsätzen anderer regulierter 
Bereiche. Hier ist es üblich, ein Unter-
nehmen faktisch oder buchhalterisch 
in die für Regulierung relevanten Be-
reiche und andere Geschäftsaktivitä-
ten, in denen das Unternehmen frei 
agieren kann, zu trennen. Im Energie-
bereich sind Erzeuger und regulierte 
Netze strikt separiert, bei der Deut-
schen Bahn erfolgt eine Trennung von 
Betrieb, regulierten Netzen und regu-
lierten Bahnhöfen als Separierung im 
Konzernverbund und bei Telekommu-
nikationsunternehmen wird durch den 
Regulierer eine getrennte Rechnungs-
legung auferlegt. Diese Separierung 
ermöglicht eine rationale, transpa-
rente und von Dritten kontrollierbare 
Kosten-Nutzen-Analyse für den der 
Regulierung unterfallenden Bereich. 
Sie setzt eine klare Abgrenzung der 
zu regulierenden Unternehmensaktivi-
täten und derjenigen, die sich im Markt 
behaupten müssen, voraus. Durch die 
Separierung können Quersubventi-
onierungen aus dem regulierten Be-
reich heraus in den wettbewerblich ori-
entierten Bereich vermieden werden.

Im Fall des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks bedeutete eine solche Se-
parierung die konkrete Bestimmung 
des öffentlich-rechtlichen Auftrags 
(Public Value, z.B. Bildung, Kultur, In-
formationen), eine strikte Trennung 
der Sendungen im Rahmen des öf-
fentlich-rechtlichen Auftrags von de-
nen mit kommerziellen/vermarktbaren 
Inhalten. Der Vorschlag ließe sich, wie 
von Haucap vorgeschlagen, durch eine 
unabhängige Kommission verwirkli-
chen,11 er bedeutet jedoch anders 
als bei Haucap keine Ausweitung der 
Gebührenfinanzierung auf andere (pri-
vate) Sender. Der Grundversorgungs-
auftrag bleibt den Öffentlich-Rechtli-
chen zugeordnet, er wird aber strikter 
als bisher auf den präzise formulierten 
Grundversorgungsauftrag beschränkt.

Sind die Sendeformate (öffentlich-
rechtlich, kommerziell) eindeutig be-
stimmt, muss eine strikte Separierung 
der Kosten nach diesen Sendeinhal-
ten (kommerziell/öffentlicher Auftrag) 
vorgenommen werden. Dies ist der 
Kern des Vorschlags. Damit kann ein 
effizienter kostensparender Einsatz 
der Gebühren nur für Sendungen im 
Rahmen des öffentlich-rechtlichen 
Auftrags erfolgen. Nur sie sind im Üb-
rigen Begründung für Must-Carry-Auf-
lagen. Die Akzeptanz der Gebühren 
und dieser Auflagen wäre erhöht, weil 
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sie nachvollziehbar begründet wären.
Durch eine klare Kennzeichnung der 
kommerziellen Inhalte sollte eine Lo-
ckerung der Werbevorschriften für die-
se Inhalte ableitbar sein, auch schon 
um eine Gleichbehandlung mit den 
Privaten zu erreichen. Dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk wird es möglich, 
in einem Teilbereich wie private Sen-
der unternehmerisch zu agieren und 
kommerzielle Anreize aufzunehmen. 
Je stärker dieser Bereich da steht, 
desto mehr könnte grundsätzlich auch 
die Abhängigkeit von Gebührenmitteln 
abnehmen. Auch sollten die Restrik-
tionen im Internet, z.B. für Mediathe-
ken, durch eine dann mögliche sepa-
rierte Darstellung der Inhalte entfallen. 
Für die kommerziellen Inhalte gilt dies, 
um eine Schlechterstellung gegen-
über den Privaten zu vermeiden. Eine 
gegenüber den Privaten den Wettbe-
werb verzerrende Quersubventionie-
rung über Gebühren wäre durch die 
strukturelle Separierung der Kosten 
nicht mehr möglich. Für die Formate 
aus dem öffentlich-rechtlichen Auf-
trag sollte die zur Verfügungstellung 
im Internet aus diesem Auftrag selbst 
folgen. Beide Teile, der kommerzielle 
aus eigener Kraft, der des öffentlich-
rechtlichen Auftrags aus sich heraus 
hätten eine Weiterentwicklungsgaran-
tie für moderne Medien und Formate, 

wie sie zuvor als Notwendigkeit für die 
Transformation des TV-Sektors darge-
stellt wurde.

In der Logik des Vorschlags liegt, dass 
es keine Indexierung der Finanzie-
rung/Gebühren geben kann, stattdes-
sen ist eine regelmäßige Überprüfung 
der Gebühren, der Separierung und 
der Einhaltung des Querfinanzierungs-
verbots unerlässlich. Wie in anderen re-
gulierten Bereichen sollte eine unabhän-
gige Regulierungsbehörde/-kommission 
o.ä. mit der Über wachung über das 
Einhalten der Separierungsregeln be-
traut werden. Dabei gilt: Je tiefer und 
grundlegender die Separierung ange-
legt ist, desto geringer muss die Über-
prüfungstiefe sein.

Natürlich ist dieser Vorschlag nur eine 
Skizze. Er muss weiter differenziert 
und vertieft werden. Wichtig ist: der 
Vorschlag will kein „Weiterso“, er will 
auch keine Zerschlagung von ARD 
und ZDF. Er will über mehr Trans-
parenz und Nachvollziehbarkeit die 
Rationalität in der Diskussion über 
die Zukunft des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks erhöhen. Warum also nicht 
auf die für regulierte Bereiche bereits 
gefundenen Lösungen setzen?

Iris Henseler-Unger

1 Basiert auf einem Beitrag der Autorin für 
den Wirtschaftsrat Deutschland, Bundesar-
beitsgruppe Medienwirtschaftspolitik vom 
11.12.2017.

2 Z. B. Arnold, R.; Hildebrand, C.; Waldbur-
ger, M. (2016): Der Markt für die Over-The-
Top-Dienste in Deutschland, WIK-Diskussi-
onsbeitrag 409, Juni 2016 oder Arnold, R.; 
Schneider, A. (2017): OTT-Dienste Vielfalt 
online, Kurzstudie, Juni 2017.

3 ARD (2017): Auftrag und Strukturoptimie-
rung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im 
digitalen Zeitalter, September 2017.

4 Siehe Reichert, B. (2017): Länder-Chefs 
wollen ARD und ZDF im Internet mehr erlau-
ben, in: heise online, 20.10.2017.

5 So Haucap, J. zitiert in: Wirtschaftswoche 
51, 8.12.2017, TV total teuer, Seite 42.

6 Titelstory, Spiegel 41/2017.
7 Buß, C. (2018): Rundfunk in Europa, Ge-

neralangriff auf die Öffentlich-Rechtlichen, 
Spiegel ONLINE, 28. Februar 2018.

8 So Albert, C. zitiert in Pohlig, M. (2017): 
ProSiebenSat.1 will am Rundfunkbeitrag be-
teiligt werden, DWDL.de, 02.07.2017; oder 
VPRT (2017): „Weniger ist mehr!“ – VPRT-
Vorstandsvorsitzender fordert eine konse-
quente Verschlankung der Strukturen und 
Angebote von ARD und ZDF, 05.09.2017.

9 So Robra, R. zitiert in Wirtschaftswoche 51, 
8.12.2017, TV total teuer, Seite 42.

10 So Seehofer, H. zitiert in: Wirtschaftswoche 
51, 8.12.2017, TV total teuer, Seite 42.

11 Haucap, J.; Kehder, C., Loebert, I. (2015): 
Eine liberale Rundfunkordnung für die Zu-
kunft, eine ökonomische Untersuchung, Gut-
achten im Auftrag von PROMETHEUS – Das 
Freiheitsinstitut gGmbH.

Berichte aus der laufenden Arbeit

Gleich für drei weitere Mittelstand 
4.0-Kompetenzzentren hat Bundes-
wirtschaftsministerin Brigitte Zypries 
am 4. Dezember im Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie per-
sönlich den Startschuss gegeben. 
Damit ist das Netz der Kompetenz-
zentren innerhalb von nur zwei Jah-
ren auf 23 Zentren angewachsen. Im 
Rahmen der BMWi-Förderinitiative 
„Mittelstand-Digital“ steht damit ein 
bundesweit flächendeckendes Un-
terstützungsnetzwerk bereit, welches 
kleine und mittlere Unternehmen bei 
den unterschiedlichsten Aspekten der 
digitalen Transformation und deren 
Umsetzung in den Betrieben unter-
stützt. 

Das WIK führt in der Förderinitiative 
„Mittelstand-Digital“ die Begleitfor-
schung durch. Jedes einzelne der der-
zeit 23 Mittelstand 4.0-Kompetenzzen-
tren wird vom WIK intensiv begleitet. 
Die Aufgaben reichen hier von der Ver-
netzung der Zentren in spezifischen 
Arbeitsgruppen und Workshops, über 
die bundesweite Durchführung und 
Koordination der Öffentlichkeitsarbeit 
aller Zentren bis hin zu der Evaluati-
on des jeweiligen Zentrums. Durch 
aktives Marktmonitoring unterstützt 
WIK das BMWi-Fachreferat sowie die 
Zentren mit Informationen zu den neu-
esten Entwicklungen. In regelmäßigen 
Abständen sind Vertreter des WIK vor 
Ort in jedem einzelnen Kompetenz-
zentrum präsent, um sich praxisnah 
ein Bild von der Lage machen. Außer-

dem soll die bundesweite Vernetzung 
insbesondere auch mit den IHKn, 
HWKn und den Institutionen der regi-
onalen Wirtschaftsförderung vorange-
trieben werden. 

Der zügige und umfassende Ausbau 
des Digitalisierungsnetzwerks durch 
die Mittelstand 4.0-Kompetenzzen-
tren spiegelt den großen Erfolg des 
Förderkonzepts regionaler Zentren 
wider. Dass die Ministerin persönlich 
den Startschuss für die neuen Zentren 
gegeben hat, zeigt den hohen Stellen-
wert, den die Förderinitiative innerhalb 
der Bundesregierung genießt. Der 
Erfolg der Förderinitiative ist auch ein 
Verdienst von Herrn Dr. Büllingen, der 
die Begleitforschung für Mittelstand-
Digital über viele Jahre bis zum De-

Digitalisierungsnetz der Mittelstand 4.0-Kompetenz- 
zentren wird weiter ausgebaut

Zypries gibt in Berlin Startschuss für drei weitere Zentren
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Der sektorspezifische Verbraucher-
schutz für Telekommunikations- und 
Postmärkte, an dem die Bundesnetz-
agentur zentral mitwirkt, gewinnt zu-
nehmend an Bedeutung. Dies liegt 
nicht auch daran, dass der Verbrau-
cherschutz aus den Medien und in der 
Politik nicht mehr wegzudenken ist. 
Angesichts sehr dynamischer Märkte 
ist es kaum überraschend, dass im-
mer wieder Missbräuche auftreten, die 
teilweise so massiv sind, dass der Ruf 
nach verstärkten behördlichen Eingrif-
fen immer deutlicher wird. Jedoch gibt 
es kaum Erkenntnisse darüber, wie es 
aktuell um die Wirksamkeit der sektor-
spezifischen Regelungen bestellt ist. 
In diese Lücke stößt die vorliegende 
Studie. 

Neben der Untersuchung der relevan-
ten verbraucherschützenden Normen 

und ihrer Anwendung in der Praxis, 
liegt der Schwerpunkt der Studie auf 
der Frage, wie die staatlichen und 
privaten Akteure des Verbraucher-
schutzes die Wirksamkeit des Ver-
braucherschutzes durch intra- und in-
terorganisatorische Zusammenarbeit 
verbessern können. Hierzu werden 
neben rechtlichen und ökonomischen 
Überlegungen auf Erkenntnisse aus 
der empirischen Netzwerkforschung 
zurückgegriffen. Der so gewählte me-
thodische Ansatz berücksichtigt, dass 
die Wirksamkeit der gesetzlichen Re-
gelungen nicht allein davon abhän-
gig ist, wie staatliche Behörden oder 
private Akteure die ihnen zur Verfü-
gung stehenden Kompetenzen oder 
rechtlichen Instrumente eigenständig 
nutzen. Von zentraler Bedeutung sind 
ebenso die Interaktionen im Netzwerk 
der relevanten Akteure. Verbraucher-

schutzpolitik, insbesondere im Tele-
kommunikations- und Postbereich 
vollzieht sich in einem Mehr-Ebenen-
System, das durch europäische und 
nationale Gesetzgebung sowie private 
und staatliche Akteure konstituiert wird 
(siehe Abbildung 1). Die Wirksamkeit 
des Verbraucherschutzes ist somit 
vom Zusammenspiel einer Vielzahl 
unterschiedlicher Faktoren abhängig.

Die Analyse des sektorspezifischen 
Verbraucherschutzes in den Berei-
chen Telekommunikation und Post 
zeigt folgende Erkenntnisse: 

 ● Es gibt keine ganzheitliche, strate-
gische Betrachtung von Verbrau-
cherschutzthemen. Dies gilt für die 
intra- sowie interorganisatorische 
Behandlung von verbraucherrele-
vanten Fragestellungen. 

Die Wirksamkeit sektorspezifischer 
Verbraucherschutzregelungen

zember 2017 geleitet hat. Am Rande 
der Veranstaltung in Berlin nutze Frau 
Zypries die Gelegenheit, Herrn Dr. 
Büllingen für seinen langjährigen und 
erfolgreichen Einsatz für die Förder-
initiative zu danken. Gleichzeitig wur-
de in Berlin Herr Martin Lundborg als 
neuer Leiter der Begleitforschung von 
Mittelstand-Digital vorgestellt. Herr 
Lundborg übernahm zum Januar 2018 
am WIK die Leitung der Abteilung 
„Kommunikation und Innovation“ von 
Herrn Dr. Büllingen. 

Die Besonderheit der Zentren, für die 
am 4. Dezember der Startschuss ge-
fallen ist, besteht darin, dass diese im 
Gegensatz zu den meisten anderen 
Kompetenzzentren keinen regional-
spezifischen Fokus haben, sondern 
branchen- bzw. themenspezifisch aus-
gerichtet sind. Damit können innerhalb 
der Fördermaßnahme neue Erfahrun-
gen beim Wissenstransfer zur mittel-
ständischen Wirtschaft gesammelt 
werden. 

Das neue Zentrum „IT-Wirtschaft“ wird 
mittelständische Betriebe und insbe-
sondere Start-ups zusammenführen 
und vernetzen. Über Konsortien und 
Kooperationen sollen interoperable 
„all-in-one“ IT-Lösungen für KMU an-
geboten werden. Das ebenfalls frisch 
gekürte Zentrum „Textil-vernetzt“ wird 
mittelständische Unternehmen der 

Bildunterschrift:
Ministerin Zypries am 4.12 zusammen mit einem Teil des „Mittelstand-Digital“-Teams, bestehend aus dem 
BMWi-Referat als Fördergeber, dem DLR als Projektträger und dem WIK als Begleitforschung. Vom WIK 
in Berlin mit dabei: Herr Dr. Büllingen, Herr Lundborg, Herr Märkel, Herr Puhl.

Textilindustrie und des Textilmaschi-
nenbaus unterstützen. Der Schwer-
punkt liegt auf  technischen Textilien 
bzw. textilen Werkstoffen, die als 
„Enabling Technologies“ in immer 
mehr Branchen Anwendung finden. 
Das Zentrum „Usability“ greift die Ak-
tivitäten der bisherigen Förderinitiative 

„Usability“ auf und soll die Digitalisie-
rung und Vernetzung von KMU durch 
Fokussierung auf Benutzerfreundlich-
keit (Usability) und positive Nutzerer-
lebnisse von IT-Lösungen (User Expe-
rience) voranbringen.

Christian Märkel   
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 ● Die staatlichen und privaten Akteu-
re sind in einem losen Netzwerk 
ohne „Lead-Organisation“ mitei-
nander verbunden. Dies fördert 
zwar einerseits die jeweilige Un-
abhängigkeit und Flexibilität, führt 
aber gleichzeitig dazu, dass mögli-
che Effizienzgewinne im Netzwerk 
nicht gehoben werden. Wesentli-
ches Leitmotiv ist heute, dass sich 
die Akteure möglichst wenig in die 
Quere kommen. Ein strategischer 
Ansatz, das vorhandene Netzwerk 
auszubauen, in bestimmten Berei-
chen zu institutionalisieren, konnte 
nicht festgestellt werden. 

 ● Zielgerichtete Aktivitäten, wie zum 
Beispiel ein übergreifender Prozess-
Flow im Bereich des Beschwerde-
managements, der die Bearbeitung 
von Beschwerden verbessern könn-
te und nachfolgend Indikationen 
über Marktfehler bereitstellt, besteht 
heute nicht. Wichtiger als die Abfas-
sung standardisierter Antworten ist 
Transparenz darüber, wo Marktfeh-
ler bestehen und wie diesen Markt-
fehlern nachhaltig begegnet werden 
kann. Sofern hier die Transparenz 
verbessert wird, kann dem „rationa-
len Desinteresse“ der Verbraucher 
entgegengewirkt werden. So ist 
nicht jedem Verbraucher klar, dass 
Beschwerden zu einem Ergebnis 
führen.

 ● Der pro-aktive Verbraucherschutz 
ist bisher kein Schwerpunkt für alle 
Akteure. So werden gesetzliche 
Ermächtigungsgrundlagen teilwei-
se zurückhaltend genutzt, um die 
Selbstheilungskräfte des Mark-
tes zu stimulieren. Dies darf aber 
nicht dazu führen, dass zu lange 
mit eigenen Maßnahmen gewar-
tet wird. Hier scheint es bei der 
Bundesnetzagentur aber nunmehr 
einen anderen Ansatz zu geben. 
So hat die Öffentlichkeitsarbeit der 
Behörde in den letzten Monaten zu-
genommen. Marktfehler bzw. Unter-
nehmen, denen Bußgelder auferlegt 
wurden, wurden verstärkt transpa-
rent gemacht. Mehr Transparenz 
schärft hier einerseits die Bekannt-
heit der Behörde, andererseits 
auch deren Authentizität in Fragen 
des Verbraucherschutzes.  

 ● Neue Zuständigkeiten von weite-
ren staatlichen Akteuren sind mit 
dem Risiko verbunden, dass die 
vorhandene, institutionelle Zer-
splitterung des Verbraucherschut-
zes vertieft wird. 

Im Ergebnis zeigt die Studie, dass die 
Wirksamkeit des sektorspezifischen 
Verbraucherschutzes verbessert wer-
den kann. Dazu werden in der Studie 
einige Empfehlungen gemacht.  

Administrativer Anpassungs-
bedarf

Innerhalb der BNetzA sollten die Ak-
tivitäten der jeweiligen Fachreferate 
koordiniert und systematisiert werden, 
um einerseits die Wirksamkeit der 
Einzelmaßnahmen zu verbessern und 
andererseits die Maßnahmen in einen 
(sektorenübergreifenden) Gesamtkon-
text zu stellen. Durch derartige admi-
nistrative Veränderungen könnte die 

BNetzA zudem inhaltlich und organi-
satorisch in der Lage sein, eine „Lead-
Funktion“ im Netzwerk der für den 
sektorspezifischen Verbraucherschutz 
relevanten Akteure einzunehmen. Die 
damit verbundenen Vorteile können 
aus der Tabelle 1 entnommen werden:

Des Weiteren könnte die Stärkung 
und Bündelung von Kompetenzen 
innerhalb der Behörde dazu führen, 
dass der Verbraucherschutz noch akti-
ver und nachhaltiger als in der Vergan-
genheit in der Öffentlichkeit vertreten 
werden kann. Im Detail könnten durch 
folgende Maßnahmen die Wirksam-
keit des Verbraucherschutzes verbes-
sert werden: 

Abbildung 1: Mehr-Ebenen-System: Verbraucherschutzakteure im Telekommunika-
tionssektor

Quelle: Eigene Darstellung

Potentielle Vorteile Beschreibung

Zugang zu Ressourcen Es kann auf Ressourcen zurückgegriffen werden, über die 
die jeweilige Organisation nicht direkt verfügt.

Effizienz Vorhandene Ressourcen können besser eingesetzt werden 
(insbesondere bei einer Aufgabenteilung).

Lerneffekte Informationsaustausch.

Interessenvertretung Sofern sich die Akteure auf ein Ziel bei der Politikformulie-
rung einigen.

Flexibilität Die Akteure sind durch eine „lose Kopplung“ in der Lage, 
unabhängig und flexibel auf Situationen zu reagieren.

Servicequalität Durch eine Zusammenarbeit können bessere Informationen 
gegenüber Verbrauchern gemacht werden.

Tabelle 1: Vorteile von interorganisatorischen Netzwerken

Quelle: Popp J.K. et al.(2014): Inter-Organizational Networks: A Review of the Literature to Inform 
Practice, 2014, S. 21
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i. Aufbau eines „Beschwerdepro-
zessmanagements“;

ii. Einrichtung einer Koordinations-
stelle;

iii. Verstärkung von Öffentlichkeits-
maßnahmen.

Gesetzlicher Anpassungsbe-
darf

Gesetzliche Regelungen zeigen in 
der Regel unmittelbare Wirkungen 
und sind deshalb geeignet, das Ni-
veau des Verbraucherschutzes zu 
erhöhen. Bislang fokussiert sich der 
Rechtsrahmen auf „operative“ Markt-
fehler. Es wäre aber überlegenswert, 
gesetzliche Änderungen vorzuneh-
men, die prozeduraler Natur sind. So 
ist heute fraglich, ob die bestehenden 

gesetzlichen Grundlagen ausreichen, 
beispielsweise ein einheitliches Be-
schwerdemanagement aufzubauen. 
Um die Interaktionen zwischen den 
Akteuren sowie die Datenlage über 
Marktfehler zu verbessern, könnten 
folgende Änderungen vorgenommen 
werden:

i. Ermächtigung zur Entwicklung ei-
nes Beschwerdemanagements;

ii. Ermächtigung zur Durchführung 
von Sektoruntersuchungen;

iii. Einführung einer Publikationspflicht;

iv. Veränderung des Rechtswegs bei 
Bußgeldverfahren; 

v. Einrichtung einer Schlichtungsstel-
le für Energie;

vi. Keine weitere Zersplitterung von 
Zuständigkeiten.

Zusammenfassend bleibt festzuhal-
ten, dass der bestehende sektorspe-
zifische Verbraucherschutz breit auf-
gestellt ist und die Akteure flexibel auf 
Marktfehler reagieren. Verbesserungs-
potentiale bestehen in der intra- und 
interorganisationellen Zusammenar-
beit. Eine institutionelle Verstetigung 
von Interaktionen im Netzwerk der 
relevanten Akteure könnte hier die 
bestehenden Aktivitäten und Maßnah-
men sinnvoll ergänzen und im Sinne 
der Verbraucher verbessern. 

Die vollständige Studie wurde als WIK 
Diskussionsbeitrag Nr. 424 veröffent-
licht und kann auf unserer Homepage 
www.wik.org bestellt werden.

Stefano Lucidi

Aktuelle Lage der IT-Sicherheit in KMU
Umsetzungslücke zwischen 
Risikobewusstsein und kon-
kreten IT-Sicherheitsmaßnah-
men weiter vorhanden

Zwei Drittel aller KMU in Deutschland 
halten IT-Sicherheit in ihren Unterneh-
men für „sehr wichtig“ oder „wichtig“, 
aber nur rund 20 Prozent aller KMU 
haben eine fundierte IT-Sicherheits-
analyse durchgeführt. 

Zu diesem alarmierenden Ergebnis 
kommt die WIK-Studie „Aktuelle Lage 
der IT-Sicherheit in KMU“1 (s. Abb. 1)
Die Studie setzt auf eine WIK-Analyse 
von 2011/122 zum Stand der IT-Si-
cherheit in KMU auf. Sie liefert aktuel-
le Erkenntnisse über das Sicherheits-
niveau und leitet Empfehlungen dazu 
ab, wie die IT-Sicherheit in KMU er-
höht werden kann. Das WIK hat im 
Rahmen der Initiative „IT-Sicherheit in 
der Wirtschaft“ dieses vom BMWi ge-
förderte Projekt durchgeführt. 

Die BMWi-Initiative IT-Sicher-
heit in der Wirtschaft

Die Initiative „IT-Sicherheit in der Wirt-
schaft“ des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie will vor allem 
kleine und mittelständische Unterneh-
men beim sicheren Einsatz von IKT-

Systemen unterstützen. Gemeinsam 
mit IT-Sicherheitsexperten aus Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verwaltung 
soll eine Grundlage dafür geschaffen 
werden, um die Bewusstseinsbildung 
in der digitalen Wirtschaft beim The-
ma IT-Sicherheit im Mittelstand zu 
stärken. Unternehmen sollen durch 
konkrete Unterstützungsmaßnahmen 
dazu befähigt werden, ihre IT-Sicher-
heit zu verbessern. Weitere Informati-
onen zur Initiative und ihren Aufgaben 
sind unter www.it-sicherheit-in-der-
wirtschaft.de abrufbar.

Methodik

Die Ergebnisse basieren neben einer 
umfassenden Literaturauswertung auf 
der Durchführung einer repräsen-
tativen Befragung (CATI) bei 1.508 
KMU in Deutschland und 30 vertief-
ten Experteninterviews. Als KMU gel-
ten in der Studie kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) in Deutschland 
mit < 500 Mitarbeitern und < 50 Mio. 
EUR Umsatz/Jahr in ausgewählten 
Branchen. Die Grundgesamtheit der 
Branchen umfasste N=3.671.110. 

Abbildung 1: Einschätzung der Relevanz von IT-Sicherheit und Durchführung von 
IT-Sicherheitsanalysen

Quelle: WIK-Sudie „Aktuelle Lage der IT-Sicherheit in KMU“, Dezember 2017

http://www.wik.org/
http://www.it-sicherheit-in-der-wirtschaft.de/
http://www.it-sicherheit-in-der-wirtschaft.de/
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Während des ca. 22 minütigen Inter-
views befragten die Interviewer Ge-
schäftsführer und IT-Verantwortliche 
in Hauptstandorten und Arbeitsstätten 
von Mehrbetriebsunternehmen. Die 
Stichprobe wurde disproportional an-
gelegt, um neben Gesamtaussagen 
auch repräsentative Aussagen nach 
Betriebsgrößenklassen zu gewinnen.

Digitalisierung als Treiber für 
IT-Sicherheitsbewusstsein

Mit der Digitalisierung und Vernetzung 
wird IT-Sicherheit immer wichtiger, 
zum Beispiel im Zusammenhang mit 
Anwendungen im Bereich Internet 
of Things, Industrie 4.0, Smart Cars 
oder Smart Home. Praktisch alle KMU 
in Deutschland nutzen IT und sind 
online. Smartphones sind die meist-
genutzten mobilen Endgeräte. Trotz 
Risikobewusstsein bevorzugen KMU 
unkomplizierte, einfache Kommunika-
tionswege. Die zunehmende Nutzung 
sozialer Netzwerke bei KMU ist auffäl-
lig. WhatsApp wird bei rund der Hälfte 
der kleinen KMU genutzt (s. Abb. 2). 
Für die große Mehrheit der KMU gilt, 
dass den deutlich gestiegenen Anfor-
derungen an IT-Sicherheit unzurei-
chende Schutzmaßnahmen gegen-
überstehen. 

In KMU treten IT-Sicherheits-
probleme häufig auf 

Die Mehrheit der KMU hatte nach den 
Ergebnissen der WIK-Studie schon 
einmal mit IT-Sicherheitsproblemen zu 
kämpfen. Zentrale Problembereiche 
bleiben im Vergleich zu vor fünf Jahren 
Ausfall der Technik (in 60% der KMU 
aufgetreten), Virenangriffe (53%) und 
(versehentlicher) Datenverlust oder 
-veränderungen (31%). Allerdings 
geben aktuell deutlich weniger KMU 
an, dass ihre IT-Systeme ausgefallen 

sind. Dies spricht für Investitionen in 
eine erhöhte Ausfallsicherheit. Jedes 
fünfte Unternehmen hat jedoch über-
haupt keine IT-Sicherheitsprobleme 
bemerkt – ggf. ein wichtiger Hinweis 
auf Lücken in der Prävention.

Konkrete Maßnahmen eher 
unzureichend 

Die Anstrengungen für mehr IT-Si-
cherheit haben sich in den letzten fünf 
Jahren wenig erhöht. Eine Ausnahme 
bildet der technische Bereich. Basislö-
sungen wie ein Virenschutzprogramm 
oder der Einsatz von Passwörtern sind 
hier flächendeckend vorhanden. Im-
mer noch werden Mitarbeiter von den 
meisten Befragten als Hauptursache 
für mögliche Probleme und Schadens-
fälle genannt. Dennoch setzen KMU 
personelle Maßnahmen deutlich sel-

tener um als technische. Der Bereich 
Schulungen und Mitarbeitersensibili-
sierungen ist stark verbesserungsbe-
dürftig, vor allem bei kleinen KMU (s. 
Abb. 3).

Was wünschen sich KMU – 
was können sie selbst tun?

29% der KMU, die Unterstützungs-
maßnahmen für erforderlich halten, 
geben an, „bessere Informationen“ 
zu benötigen. Diese alltagssprachli-
che Umschreibung kann als wichtiger 
Hinweis darauf gesehen werden, dass 
Informationsmaterial zwar vorhanden 
ist, aber entweder für Laien schwer 
auffindbar oder nicht verständlich auf-
bereitet ist. Hier zeichnen sich Arbeits-
felder für künftige Maßnahmen ab. 

Abbildung 2: Bedeutung elektronischer Kommunikation in KMU

Quelle: WIK-Sudie „Aktuelle Lage der IT-Sicherheit in KMU“, Dezember 2017

Abbildung 3: Personelle IT-Sicherheitsmaßnahmen in KMU

Quelle: WIK-Sudie „Aktuelle Lage der IT-Sicherheit in KMU“, Dezember 2017

Basis: 1.505 Unternehmen
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Die Unternehmen können aber auch 
selbst erste Schritte unternehmen. 
Dazu gehört zunächst eine Analyse 
der eigenen schützenswerten Daten-
bestände und IT sowie das schrift-
liche Festhalten und regelmäßige 
Kommunizieren von vorhandenen Re-
geln zum Umgang mit IT und Daten. 
Kostenlose regionale Angebote sind 
ein wichtiger Einstieg in das Thema, 
weiterer Beratungsbedarf sollte unter-
nehmenspezifisch abgedeckt werden. 
Ist das Risikobewusstsein erst einmal 
geweckt, spielen auch Kosten eine 
weniger wichtige Rolle. 

Was IT-Sicherheitsakteure tun 
können

Verschiedenste Initiativen der Minis-
terien, Behörden und Verbände, wie 
auch der Handwerkskammern und 
IHKn widmen sich seit langem dem 

Thema IT-Sicherheit in kleinen und 
mittleren Unternehmen. Die WIK-
Studie hat gezeigt, dass viele bereits 
begonnene Aktivitäten weiterhin wich-
tig sind. Dazu gehört u.a. Bewusstsein 
zu wecken, indem Awarenesskampa-
gnen initiiert und unterstützt werden, 
regionale Präsenz zu stärken und vor 
Ort neutrale Beratungseinrichtungen 
bereitzuhalten und eine Lotsenfunk-
tion zu übernehmen, d.h. KMU beim 
Finden von neutralen IT-Beratern 
und IT-Produkten zu unterstützen. 
Die Initiative „Mittelstand-Digital“ des 
BMWi hat hier bereits einen hohen 
Bekanntheitsgrad bei den Akteuren 
erreicht und ist durch ihre regionale 
Verbreitung geeignet, das Thema vo-
ranzubringen. Vor dem Hintergrund 
der zunehmenden Digitalisierung und 
Vernetzung ist es entscheidend, von 
Anfang an nutzerfreundliche Sicher-
heitsfunktionen mitzudenken und in 
Unternehmensprozesse zu integrie-

ren (Security by Design). Die im Rah-
men der Studie befragten Experten 
betonten außerdem, dass die Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), 
die ab Mai 2018 unmittelbar für jedes 
Unternehmen in Deutschland gelten 
wird, einen wichtigen Treiber für das 
Thema IT-Sicherheit im Allgemeinen 
darstellt und somit eine Chance bietet, 
die Awareness für die Notwendigkeit 
von IT-Sicherheitsmaßnahmen zu er-
höhen. 

Annette Hillebrand, Saskja Schäfer

1 A. Hillebrand, A. Niederprüm, S. Schäfer, S. 
Thiele, I. Henseler-Unger (2017): Aktuelle 
Lage der IT-Sicherheit in KMU, Dezember 
2017 (Download WIK-Homepage: http://
www.wik.org/index.php?id=869&L=2).

2 F. Büllingen, A. Hillebrand (2012): IT-Sicher-
heitsniveau in kleinen und mittleren Unter-
nehmen. Studie im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Technologie, 
September 2012 (Studie mit zwei Befra-
gungsrunden 2011 und 2012).

Studie für den VATM über die „Gesamtwirtschaftliche  
Relevanz und Anforderungen des  

Geschäftskundensegments in Deutschland“

Im Auftrag des VATM hat das WIK die 
gesamtwirtschaftliche Relevanz und 
Anforderungen des Geschäftskunden-
segments in Deutschland untersucht. 
Ein Thema, das vor dem Hintergrund 
der Digitalisierung der Wirtschaft und 
der Migration zu All-IP und Glasfaser 
von hoher Relevanz und Aktualität ist.

Gesamtwirtschaftliche Rele-
vanz des Geschäftskunden-
segments

Die Digitalisierung der Wirtschaft tritt 
angesichts der anstehenden 4. Indus-
triellen Revolution in eine neue disrup-
tive Phase. Die Vernetzung von Wert-
schöpfungsstufen und Unternehmen 
sowie smarte Anwendungen ergänzen 
und lösen traditionelle Prozesse und 
Anwendungen ab. Die Digitalisierung 
der Wirtschaft bewirkt eine grundle-
gende Veränderung von Geschäfts-
modellen infolge der Nutzung von 
Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT) in unternehmensin-
ternen Kernprozessen sowie in Liefe-
ranten- und Kundenbeziehungen. In 
einer vernetzten Welt ermöglichen 
und begleiten Telekommunikationsun-
ternehmen mit ihrer Basisinfrastruktur 

den Übergang ihrer Geschäftskunden 
in die digitalisierte Wirtschaft mit inno-
vativen Produkten und Dienstleitun-
gen (siehe Abbildung 1).

Die 4. Industrielle Revolution wird 
getragen durch den Wettbewerb zwi-
schen Anbietern, der ein innovatives 
und vielfältiges Geschäftskunden-
angebot zu attraktiven Konditionen 
generiert. Ein intensiver Wettbewerb 
auf Informations- und Kommunikati-
onstechnologiemärkten kommt Ge-
schäftskunden zugute, ermöglicht 
speziell zugeschnittene Lösungen, sti-
muliert deren Nachfrage und verbes-
sert ihre Digitalisierungsmöglichkeiten. 
Dies ist für die Wettbewerbsfähigkeit 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
dringend erforderlich, wenn er im inter-
nationalen Wettbewerb mithalten soll.

Charakteristika und Anforde-
rungen von Geschäftskunden-
produkten

Geschäftskunden fragen typischer-
weise komplette Lösungen für TK-
Anschlüsse und Dienste nach. Ge-
schäftskundenanbieter müssen daher 
in der Lage sein, alles aus einer Hand 

anzubieten. Dies umfasst ein integrier-
tes Produktportfolio aus Sprach- und 
Datendiensten, das zunehmend um 
die smarten IT-Dienste und Leistun-
gen ergänzt wird. Geschäftskunden-
angebote sind nicht vergleichbar mit 
OTT-Diensten für den Massenmarkt. 
Sie zeichnen sich durch flexible, maß-
geschneiderte Lösungsansätze unter 
Erfüllung hoher Qualitäts- und Sicher-
heitsanforderungen aus. 

Die Heterogenität des Geschäftskun-
denmarktes wird zukünftig zunehmen 
und die Komplexität des Internet of 
Things widerspiegeln. Unternehmen 
verlangen verstärkt nach unterschied-
lichen Lösungen, die unbedingt flä-
chendeckend verfügbar sein müssen, 
denn die Standortvernetzung ist bei 
Geschäftskunden von zentraler Be-
deutung. Diese sind sowohl für Unter-
nehmen mit einer hohen Zahl an Fili-
albetrieben relevant als auch für KMU 
mit weniger Filialen. In beiden Fällen, 
erstreckt sich das Filialnetz in die Flä-
che, so dass Standorte auch außer-
halb der Ballungsräume angebunden 
werden müssen. Die Lösungen zur 
Standortvernetzung müssen zudem 
für bestimmte Zielgruppen auch die 
internationale Anbindung aus einer 
Hand ermöglichen.

http://www.wik.org/index.php?id=869&L=2


 Newsletter Nr. 110, März 2018 9

Wettbewerbssituation

Die Wettbewerbssituation im Ge-
schäftskundenmarkt ist derzeit durch 
eine starke Marktposition der Telekom 
Deutschland GmbH (TDG) geprägt. 
Nur die TDG verfügt über eine flä-
chendeckende Infrastruktur und alter-
native Wettbewerber können lediglich 
punktuell auf eine eigene (Anschluss-)
Infrastruktur zurückgreifen. Dies führt 
nicht nur dazu, dass die TDG eine 
sehr starke Wettbewerbsposition auf 
dem Endkundenmarkt hat, sondern 
auch dazu, dass sie aufgrund ihrer 
flächendeckenden Infrastruktur auf 
dem Vorleistungsmarkt für Geschäfts-
kundenprodukte in vielen Teilen des 
Landes als alleiniger Anbieter auftritt. 
Entsprechend ist davon auszugehen, 
dass der Marktanteil auf dem Vorleis-
tungsmarkt noch wesentlich höher 
sein dürfte als auf dem Endkunden-
markt. Dies gilt für den Geschäftskun-
denmarkt in stärkerem Maße als für 
den Privatkundenmarkt.

Die Stärkung des Wettbewerbs ist je-
doch eine industriepolitische Verant-
wortung, um sicherzustellen, dass die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft erhalten bleibt und weiter 
gestärkt wird. 

Vorleistungsportfolio für Ge-
schäftskundenanbieter

Vor dem Hintergrund der Bedeutung 
und Besonderheit des Geschäftskun-
denmarktes ist es erforderlich, dass 
den Anbietern von Geschäftskunden-
produkten – ergänzend zu eigenrea-
lisierten Produkten – auch ein breites 
und innovatives Vorleistungsportfolio 

zur Verfügung steht. Dies ist die Vo-
raussetzung, damit komplexe und 
qualitativ hochwertige Geschäfts-
kundenprodukte mit anspruchsvollen 
Anforderungen an die Konnektivität 
(Symmetrie, Echtzeit, hohe Zuver-
lässigkeit) im Wettbewerb flächende-
ckend angeboten werden können. 

Geschäftskundenanbieter müssen fle-
xibel auf ihre Kunden reagieren kön-
nen, d. h. Vorleistungsprodukte müs-
sen zeitnah verfügbar und skalierbar 
sein. Für Geschäftskundenanbieter 
spielt die Möglichkeit, maßgeschnei-
derte Produkte anzubieten und auch 
bei der Nutzung von Vorleistungspro-
dukten die Ausgestaltung des Endkun-
denproduktes beeinflussen zu können, 
eine wichtige Rolle. Dies bedeutet, 
dass Vorleistungsprodukte auch in 
die Wertschöpfungstiefe gehen müs-
sen. Eine solche Wertschöpfungstiefe 
erfordert auch einen Zugang zu pas-

siven Infrastrukturen einschließlich 
Glasfaser.

Das in der WIK Studie diskutierte 
Vorleistungsportfolio umfasst bereits 
angebotene Produkte (sowohl auf der 
Grundlage regulatorischer Verpflich-
tungen als auch auf freiwilliger Basis), 
aber auch Produkte, für die ein Ange-
bot noch spezifiziert bzw. ausgestaltet 
werden muss: 

 ● Zugang zur entbündelten TAL

 ● Zugang zu massenmarkt- und ge-
schäftskundenfähigen Layer 2 und 
3 Bitstrom- sowie VULA-Produk-
ten (KVz-AP)

 ● Zugang zu passiven Infrastrukturen 
marktbeherrschender Unternehmen 
einschließlich Leerrohren, Kabelka-
nälen, unbeschalteter Glasfaser 
und HVt-/BNG-Standorten (Kollo-

Abbildung 1: Schlüsselfunktion von TK-Geschäftskundenprodukten für die Digitalisierung von Unternehmen

Quelle: WIK

Abbildung 2: Grundlegende Dienste einer Geschäftskundenlösung

Quelle: WIK
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kation) als Abhilfemaßnahme im 
Rahmen der SMP-Regulierung

 ● Zugang zu Abschlusssegmenten 
von Mietleitungen mit Bandbrei-
ten von bis zu und über 155 Mbit/s 
(Mietleitungen mit klassischen und 
Ethernet-basierten Schnittstellen 
sowie native Ethernet-Mietleitun-
gen)

 ● Zugang zur Betreiber(vor)auswahl 
und Mehrwertdiensten

 ● Resale

 ● Open-access Angebote auf regio-
nalen Glasfasernetzen

Geschäftskundenanbieter müssen bei 
überregionalen Angeboten mit einer 
Vielzahl von Anbietern zusammenar-
beiten, die regionale Netze eigenwirt-
schaftlich oder gefördert ausgebaut 
haben. Hier gilt es, durch den Aufbau 
effizienter und standardisierter Whole-
sale-Plattformen die Transaktionskos-
ten zu minimieren. Sowohl die geför-
derten Netze als auch die zunehmend 
entstehenden Wholesale-Plattformen 
sollten – mit Blick auf die Anforderun-
gen auf Geschäftskundenmärkten – 
auf Nachfrage geschäftskundenfähige 
Vorleistungsprodukte anbieten.

Herausforderungen für die Re-
gulierung von Vorleistungen

Um den eigenwirtschaftlichen Infra-
strukturausbau zu fördern und ein Le-
vel-Playing-Field für die Anbieter von 
Geschäftskundenprodukten zu schaf-

fen, bedarf es eines Anspruchs auf 
den Zugang zur Infrastruktur marktbe-
herrschender Unternehmen zu regu-
lierten kommerziellen und technischen 
Bedingungen.

Ein wichtiger Aspekt bei der Ausgestal-
tung eines Vorleistungsportfolios ist 
die Bestimmung der Übergabepunkte 
für die verschiedenen Vorleistungs-
produkte. Einerseits kann den Quali-
tätsanforderungen der Geschäftskun-
den besser nachgekommen werden, 
je näher die Übergabepunkte am End-
kunden liegen. Andererseits bedeutet 
eine hohe Anzahl an Übergabepunk-
ten, die näher am Endkunden sind, für 
Vorleistungsnachfrager einen höheren 
Investitionsaufwand, der mit hohen 
Risiken verbunden ist und sich nicht 
rentiert, wenn keine Skalenvorteile re-
alisiert werden können.

Die Entgeltregulierung sollte berück-
sichtigen, dass sich die Wirkungs-
zusammenhänge zwischen Vorleis-
tungs- und Endkundenebene auf dem 
Privat- und Geschäftskundenmarkt je-
weils unterscheiden und sie muss der 
Migration zu Glasfaser für Geschäfts-
kundenprodukte besonders Rechnung 
tragen. Eine konsistente Entgeltregu-
lierung muss vor allem dafür sorgen, 
dass Wettbewerber des Incumbents 
nicht in Preis-Kosten-Scheren gera-
ten und sich die TK-Angebotspalette 
für Geschäftskunden infolgedessen 
durch Marktaustritte drastisch redu-
ziert. 

Die Migration zu neuen Netzen kann 
von marktmächtigen Unternehmen 
genutzt werden, um Preise für neue 

Vorleistungsprodukte zu erhöhen und 
gleichzeitig Geschäftskunden mit at-
traktiven Preisangeboten zu neuen 
Technologien zu migrieren. Vor die-
sem Hintergrund gilt es zu verhindern, 
dass die Migration zu Glasfaser dazu 
genutzt wird, um Geschäftskundenan-
bieter in relativ gesehen teurere Vor-
leistungsprodukte zu drängen bzw. 
die bisherige Qualität durch eine nied-
rigere zu ersetzen. Wenn dies nicht 
rechtzeitig durch regulatorische An-
passungen aufgefangen wird, kann 
die Migration zu einer Verfestigung der 
starken Marktposition der TDG führen.

Die Nachfrage der Geschäftskunden 
bewegt sich in einer digitalisierten und 
vernetzten Wirtschaft auch bei KMU 
und außerhalb der Ballungsräume 
hin zu hohen Bandbreiten mit hoher 
Qualität. Vor diesem Hintergrund er-
scheinen die Argumente, mit denen 
Bandbreiten von Mietleitungen über 
155 Mbit/s von der Regulierung aus-
geschlossen wurden, nicht mehr zeit-
gemäß. Eine Begrenzung der Regulie-
rung von hochwertigen Zugängen auf 
Anschlüsse bis 155 Mbit/s wird der zu-
künftigen Endkundennachfrage nicht 
gerecht. 

Ein Blick ins Ausland zeigt, dass z.B. Re-
gulierungsbehörden in Frankreich und 
UK den Besonderheiten und aktuellen 
Entwicklungen auf Geschäftskunden-
märkten Rechnung tragen. Frankreich 
hat beispielsweise auf Endkundenebe-
ne getrennte Geschäftskundenmärkte 
abgegrenzt und geschäftskundenspezi-
fischer Vorleistungsprodukte definiert. In 
UK strebt der Regulierer Ofcom für das 
marktbeherrschende Unternehmen eine 

Abbildung 3: Vorleistungsportfolio für Geschäftskundenangebote

Quelle: WIK
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Zugangsverpflichtung zur unbeschal-
teten Glasfaser an. In beiden Ländern 
wurde in den Marktanalysen von Markt 4 
berücksichtigt, dass sich die Nachfrage 
von Geschäftskunden in höhere Band-
breiten verlagert und die Differenzierung 
nach Bandbreiten bei der Regulierung 
von Mietleitungen wurde beendet.

Die Migration auf All-IP und auf glasfa-
serbasierte Netze (insbesondere auch 
von SDH-basierten Mietleitungen auf 
native Ethernet-Mietleitungen) erfor-
dert insbesondere bei Geschäftskun-
den einen Migrationsplan, der sicher-
stellt, dass für den Weiterbetrieb bzw. 
die Abschaltung des Kupfernetzes 
nach einem Glasfaserüberbau – un-
abhängig davon, ob dieser durch die 
TDG selbst oder einen ihrer Wettbe-
werber erfolgt ist – die gleichen Spiel-
regeln und Fristen gelten. Die Kom-
plexität der Geschäftskundenprodukte 
erfordert eine längerfristige Planung, 
auch um die Verlässlichkeit der Um-
stellung gewährleisten zu können. 

Darüber hinaus ist es essentiell, 
dass während und nach der Migra-
tionsphase preislich und qualitativ 

gleichwertige Vorleistungsprodukte für 
Geschäftskundenprodukte flächende-
ckend verfügbar sind und dies unab-
hängig davon, ob die Vorleistungen 
auf der Grundlage von Kupferdoppel-
ader oder Glasfaser erbracht werden. 

Regelmäßiges Monitoring der 
Wettbewerbsbedingungen im 
Geschäftskundensegment

Im Hinblick auf die Vielzahl der Vorleis-
tungsprodukte, die in den kommenden 
Jahren insb. in der Migrationsphase 
erforderlich sein werden, um im Wett-
bewerb Geschäftskundenangebote 
unterbreiten zu können, mag es zu-
nächst irrelevant erscheinen, ob sie 
vom Regulierer ein und demselben 
Markt zugeordnet werden. Gleich-
wohl ist es wegen der Konsistenz der 
Vorleistungssituation angebracht, die 
verschiedenen Elemente in einem Ge-
samtzusammenhang zu bewerten.

Für die Entwicklung einer konsisten-
ten Regulierung von Vorleistungen für 
Geschäftskundenprodukte sollte ein 

regelmäßiges Monitoring der Wettbe-
werbsbedingungen durch die BNetzA 
stattfinden. Dies bildet die Grundla-
ge, um die Wettbewerbssituation auf 
dem Geschäftskundenmarkt einzu-
schätzen und ein konsistentes Regu-
lierungskonzept herleiten zu können. 
Ein solches Monitoring sollte die ver-
schiedenen Elemente der Geschäfts-
kundenangebote und vor allem auch 
das Nachfrageverhalten der Endkun-
den berücksichtigen. Die BNetzA soll-
te den Geschäftskundenmarkt schon 
heute und erst recht im Hinblick auf 
die künftigen Anforderungen der 4. In-
dustriellen Revolution gesondert vom 
Massenmarkt analysieren und die 
Besonderheiten des Vorleistungsport-
folios jenseits der in der Märkteemp-
fehlung der Kommission festgelegten 
Einzelmärkte im Gesamtzusammen-
hang bewerten. Angesichts der Kom-
plexität des Geschäftskundenmarktes 
sind hier Regulierer wie Unternehmen 
gleichermaßen gefordert.

Sonia Strube Martins

Glasklare Vorteile durch FTTH

Am 15. Februar wurde die WIK-Con-
sult-Studie zu den sozio-ökonomi-
schen Auswirkungen von FTTH auf 
der jährlichen FTTH-Konferenz des 
FTTH Council Europe in Valencia 
vorgestellt. Die Studie baut auf einer 
repräsentativen Befragung von 1.018 
schwedischen Konsumenten sowie 
zwei Fallstudien auf. Um die Entwick-
lung des schwedischen Breitband-
markts nachzuzeichnen wurden eine 
weitere repräsentative Befragung in 
Schweden aus dem Jahr 2014 sowie 
die Daten der Vorgängerstudie aus 
dem Jahr 2009 des FTTH Council 
Europe herangezogen. Als Fallstudi-
en dienten wie auch schon 2009 vier 
Gemeinden in Schweden sowie die 
Region Nuenen in den Niederlanden. 
Auch hier war das Ziel, nachzuvoll-
ziehen, wie sich die Vorreiterrolle in 
Sachen Glasfasernetzausbau auf die 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Verhältnisse ausgewirkt hat. 

Die Ergebnisse der Studie zeigen 
deutlich, dass schwedische Konsu-
menten seit 2007 kontinuierlich zu 
FTTH-Anschlüssen wechseln. Allei-
ne zwischen 2013 und 2017 zeigen 
die Befragungsergebnisse einen An-

stieg des Anteils der Konsumenten 
mit FTTH-Anschlüssen von 18% auf 
51%. Dabei wird deutlich, dass Kon-
sumenten, die einmal FTTH haben, 
nicht mehr zu anderen Technologi-
en wechseln. Dieses Ergebnis wird 
durch die Angaben zur Zufriedenheit 
mit dem eigenen Internetanschluss 
gestützt. FTTH-Nutzer sind wesentlich 
zufriedener als die Kunden mit ande-

ren Anschlusstechnologien. Unter den 
FTTH-Nutzern geben 83% an, dass 
sie ihren Internetanschluss für über-
durchschnittlich oder stark überdurch-
schnittlich gut befinden. Unter den 
Konsumenten in Schweden mit DSL 
und Kabelanschlüssen sind es jeweils 
nur 52% bzw. 72%, die ähnlich zufrie-
den sind. Besonders zu schätzen wis-
sen die FTTH-Nutzer die Geschwin-

Abbildung 1: Migration zu FTTH-Anschlüssen in Schweden

Quelle: Repräsentative  Konsumentenbefragung (2017), N=439.
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digkeit, die Breite an verfügbaren 
Diensten und das Preis-Leistungs-
Verhältnis ihres Anschlusses. 

Tatsächlich unterscheiden sich FTTH-
Nutzer von Nutzern anderer Anschluss-
technologien ebenfalls in ihrem Online-
verhalten. FTTH-Nutzer sind erheblich 
aktiver online. Im Durchschnitt nutzen 
sie 11% mehr internetbasierte Diens-
te als Konsumenten mit anderen An-
schlusstechnologien. Besonders stark 

wirkt sich die Anschlusstechnologie 
auf bandbreitenintensive Dienste aus. 
Bei Entertainment-Diensten wie Mu-
sik- oder Videostreaming ist die Nut-
zungsintensität mit einem FTTH-An-
schluss um 15% höher als mit einem 
anderen Anschluss. Darüber hinaus 
befinden sich in Haushalten mit einem 
FTTH-Anschluss mehr mit dem In-
ternet verbundene Geräte. Auch hier 
sind die Unterschiede bei bandbrei-
tenintensiven Geräten wie Smart-TVs 

oder anderen Multimedia-Geräten be-
sonders deutlich. 

Die jährliche Erhebung des WIK zu 
OTT-Diensten in Deutschland ermög-
licht einen Vergleich der Nutzungsin-
tensität von Musik- und Videostrea-
mingdiensten in den beiden Ländern. 
Während in Deutschland etwa 21% 
der Bevölkerung inzwischen alle ihre 
Videoinhalte über das Internet bezie-
hen, sind es in Schweden zur gleichen 
Zeit schon 30%. Noch deutlicher ist 
der Unterschied bei Musikstreaming-
diensten. Hier setzen 10% der Deut-
schen ausschließlich auf das Internet, 
während schon 35% der Schweden 
ihre Musik nur noch online hören. 
Diese Ergebnisse unterstreichen den 
Einfluss, den eine gut ausgebaute 
Breitbandinfrastruktur auf die Digita-
lisierung haben kann. Es ist zu ver-
muten, dass die Erfolgsgeschichte 
von Spotify und damit eines der we-
nigen global erfolgreichen Internetun-
ternehmen in Teilen ebenfalls auf die 
Verfügbarkeit von schnellen Internet-
anschlüssen in Schweden zurückzu-
führen ist. 

Besonders herauszuheben ist die 
Verfügbarkeit von FTTH-Anschlüssen 
auch und gerade in ländlichen und 
selbst entlegenen Gegenden in Schwe-
den. Die Ergebnisse der WIK-Consult-
Studie zeigen, dass inzwischen selbst 
in ländlichen Gebieten in Schweden 
gut ein Drittel der Konsumenten mit 
100 Mbit/s oder mehr im Internet surft. 
Etwa 82% dieser Anschlüsse basie-
ren auf FTTH. In städtischen Gebie-
ten ist diese Quote mit 66% geringer. 
Hier gibt es auch in Schweden gut 
ausgebaute Kabelinfrastrukturen, die 
ebenfalls sehr schnelle Downloadge-
schwindigkeiten zulassen. 

Weiterhin zeigen die Ergebnisse der 
Befragung, dass dort, wo FTTH ver-
fügbar ist, die Konsumenten diese 
Anschlüsse auch gerne annehmen. 
Gerade einmal 13% geben an, sich 
gegen einen FTTH-Anschluss ent-
schieden zu haben, obwohl dieser 
verfügbar gewesen wäre. Dort, wo 
es keine FTTH-Anschlüsse gibt, ge-
ben 94% der Konsumenten an, ger-
ne einen solchen zu bekommen. Die 
meisten von ihnen würden wohl recht 
schnell zu FTTH wechseln, wenn es 
verfügbar wäre. 

Mit diesen positiven Ergebnissen reiht 
sich die WIK-Consult-Studie in zahlrei-
che internationale Studien ein, die die 
positiven Wirkungen von FTTH bele-
gen. Baliga et al. (2011)1 zeigen, dass 
pro Gigabit die Emissionen von Treib-
hausgasen um 88% reduziert werden 
können, wenn auf FTTH/B-Technolo-

Abbildung 2: FTTH-Nutzer sind online aktiver

Quelle: Repräsentative  Konsumentenbefragung  (2017), N=924; Icons (im Uhrzeigersinn): i cons, miki-
con, Musmellow, Ema Dimitrova.

Abbildung 3: Nutzung von Streamingdiensten im Vergleich

Quelle: Repräsentative  Konsumentenbefragung  (2017), Deutschland, N=2036; Schweden, N=924.
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gie gesetzt wird. Die Ergebnisse von 
Forzati and Mattson (2014)2 weisen 
darauf hin, dass pro Kopf zwischen 75 
und 425 Euro in kleinen Gemeinden 
eingespart werden können, wenn in-
novative internetbasierte Dienste, die 
durch FTTH ermöglicht werden, insbe-
sondere von der älteren Bevölkerung 
genutzt werden. Weiterhin zeigt Hasbi 
(2017)3 in ihrer umfangreichen Arbeit 
zum Einfluss schneller Internetan-
schlüsse auf die wirtschaftliche Aktivi-
tät in Frankreich, dass in Gemeinden 
mit solchen Anschlüssen durchschnitt-
lich 4,8% mehr Start-ups entstehen 
als in vergleichbaren Gemeinden mit 
langsamen Internetanschlüssen. 

Die Fallstudien, die für die aktuelle 
WIK-Consult-Studie in vier schwedi-
schen Gemeinden und der Region 
Nuenen in den Niederlanden durchge-
führt wurden, demonstrieren die positi-
ven wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Effekte von FTTH-Infrastruktur. 
Weiterhin unterstreichen sie die wich-
tige Rolle, die Gemeinden für einen 
erfolgreichen Glasfasernetzausbau 
spielen können. 

In Schweden haben sich Gemeinden 
schon sehr früh für den Glasfaser-
netzausbau engagiert. Typischerweise 
offerieren sie eine Open-Access-Glas-
faserinfrastruktur, auf der verschie-
denste Anbieter ihre Dienste realisie-
ren können. So entsteht intensiver 
und fairer Wettbewerb, von dem die 
Kunden und die Take-up Rate profi-
tieren. Immerhin 67% der Gemeinden 
in Schweden haben Glasfasernetze 
ausgebaut. Allein in Stockholm hat 
Stokab 400.000 Haushalte ans Glas-
fasernetz angeschlossen. Insgesamt 
belaufen sich die direkten und indi-
rekten Investitionen dafür auf rund 
29 Milliarden schwedische Kronen.4 
Doch das ist nur ein Aspekt der po-
sitiven wirtschaftlichen Auswirkungen 
von FTTH in der Region Stockholm. 
Die Verfügbarkeit von sehr schnellen 
Internetanschlüssen war eine wesent-
liche Grundvoraussetzung für den Er-
folg der Kista Science City im Norden 
von Stockholm. Sie rangiert regelmä-
ßig auf den vordersten Plätzen der 
Ranglisten innovativer Regionen in 
Europa. Insgesamt befinden sich dort 
1.000 Firmen, die 24.000 Menschen 
beschäftigen. 

Skellefteå ist eine Kleinstadt in 
Schweden mit rund 33.000 Bewoh-
nern, die sich durch die Verfügbarkeit 
von FTTH-Anschlüssen als eine der 
Pilotregionen für die Sense Smart Re-

gion qualifiziert hat. Die Gemeinden 
dieses Pilotprojekts installieren ein 
engmaschiges Netz an Sensoren, um 
Augmented Reality (AR) Dienste zu 
realisieren, für die insbesondere eine 
geringe Latenzzeit entscheidend ist. 
Das Projekt befördert Innovationen 
in der Region durch Hackathons und 
verschiedene Seminare. 

Hudiksvall ist ein anderes Beispiel für 
die Digitalisierung in Schweden. Dort 
werden Ambient Assisted Living (AAL) 
Lösungen in der Fläche getestet. Auch 
hier ist eine flächendeckende Versor-
gung mit Glasfasernetzen der Schlüs-
sel zum Erfolg innovativer Lösungen. 
Um gerade auch ältere Bewohner ans 
Internet anzubinden, bot die Gemein-
de hier sogar kostenlose Anschlüsse 
an. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich in Nuenen 
(NL), wo schnelle Internetanbindungen 
es ermöglichen, auch und gerade auf 
dem Land dem demografischen Wan-
del und seinen Herausforderungen mit 
innovativen Lösungen entgegenzu-
treten. In Nuenen befinden beispiels-
weise einige so genannte Zorgboogs 
– Altersheime und betreutes Wohnen 
in ehemaligen Bauernhöfen und ähnli-
chen Gebäuden, die sonst möglicher-
weise ungenutzt verfallen würden. 
Hier helfen eHealth-Lösungen dabei, 
die Menschen weiterhin in der Nähe 
ihres Wohnorts leben zu lassen. 

Nuenen war schon von Beginn an ei-
ner der Vorreiter des Glasfasernetz-
ausbaus. Man startete dort schon 
2005. Innerhalb von drei Monaten hat-

Abbildung 4: FTTH-Nutzer sind deutlich zufriedener

Quelle: Repräsentative  Konsumentenbefragung  (2017), N=924.

ten 97% der Bewohner einen FTTH-
Anschluss erworben. Entscheidend 
dafür war ein offenes Kooperations-
modell, das die Teilhabe aller sicherte. 
Heute dehnt Nuenen das FTTH-Netz 
bis zu den letzten Höfen aus, um auch 
dort die neusten und zumeist sehr breit-
bandintensiven Anwendungen für die 
Landwirtschaft möglich zu machen. 
So kann der Hof nicht nur wirtschaft-
licher werden, sondern durch präzise 
geplanten Düngereinsatz die Umwelt 
schonen. 

Im Zuge der Entwicklung hin zum tak-
tilen Internet und vollständig immer-
siven Medien ist davon auszugehen, 
dass die Ansprüche an die Netzinfra-
struktur auch weiterhin stetig anstei-
gen werden. Insofern wird es entschei-
dend sein, dass auch Deutschland auf 
zukunftssichere Anschlusstechnolo-
gien setzt, um bei der Digitalisierung 
nicht irgendwann zu den Schlusslich-
tern zu gehören. 

René Arnold

1 Baliga, J., Ayre, R., Hinton, K., & Tucker, R. 
S. (2011). Energy consumption in wired and 
wireless access networks. IEEE Communi-
cations Magazine, 49(6), 70–77.

2 Forzati, M. and C. Mattson (2014), FTTH-
enabled digital home care – A study of eco-
nomic gains, Department for Networking and 
Transmission, Acreo AB.

3 Hasbi, M. (2017). Impact of Very High-Speed 
Broadband on Local Economic Growth: Em-
pirical Evidence.

4 Forzati, M. and C. Mattson (2013): Stokab, A 
socio-economic analysis.
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Berichte von Veranstaltungen

Am 7. Dezember 2017 hatten das 
Bundesministerium für Verkehr und 
Digitale Infrastruktur und das WIK 
zum Auftaktworkshop der mFUND-
Begleitforschung nach Bonn einge-
laden. Der Workshop markierte den 
offiziellen Beginn der Arbeit der Be-
gleitforschung mit den geförderten 
mFUND-Projekten. Mit mehr als 140 
Teilnehmern war die Veranstaltung 
sehr gut besucht. 

Dr. Christian Schlosser, Referats-
leiter für Open Data und mFUND im 
BMVI, stellte in seiner Begrüßung die 
Bedeutung datengetriebener Innova-
tionen in der Mobilität hervor, die zu 
mehr Effizienz und Nachhaltigkeit im 
Personen- und Güterverkehr führen 
sollen. Das Förderprogramm mFUND 
unterstützt Projekte, die digitale Inno-
vationen für eine Mobilität der Zukunft 
in Deutschland planen. Langfristig soll 
so eine „Mobilität 4.0“ entstehen, in 
der Verbraucher, Unternehmen und 
Behörden von vernetzten, smarten 
Verkehrslösungen profitieren. Ziel der 
Begleitforschung zum mFUND ist es, 
eine effiziente und effektive Umset-

zung des mFUND zu unterstützen. 
Gleichzeitig soll die Begleitforschung 
das Verständnis für die Chancen der 
Digitalisierung im Mobilitätsbereich für 
Wirtschaft, Wissenschaft, aber auch 
für die breite Öffentlichkeit, vertiefen. 
Die Ergebnisse der Begleitforschung 
sollen Impulse für die wissenschaftli-
che und politische Diskussion in die-
sen Themenbereichen liefern. 

WIK und KIT in der mFUND 
Begleitforschung

Auf dem Workshop stellten sich die 
Akteure der Begleitforschung den 
mFUND-Projekten vor. Geleitet wird 
die Begleitforschung des WIK von 
Alex Dieke, der ein Team aus erfahre-

nen Experten aus den Bereichen Digi-
talisierung, Logistik und Verkehr führt. 
Das WIK wird in der mFUND-Begleit-
forschung unterstützt von 
den Verkehrsexperten und 
Ökonomen Prof. Dr. Kay 
Mitusch sowie Dr. Eckhard 
Szimba vom Karlsruher Ins-
titut für Technologie. Prof. Dr. 
Mitusch leitet dort den Lehr-
stuhl für Netzwerkökonomie, 
der sich schwerpunktmäßig 
mit dem Verkehrssektor be-
fasst. Typische Fragestel-
lungen betreffen die Sektor-
organisation, Regulierung 
und Modellierung der Netz-
werksektoren, insbesonde-
re des Verkehrs.

Engagierte Diskussionen in 
Arbeitsgruppen

Ein Schwerpunkt des Auftakt-Work-
shops war die Arbeit in fünf themenspezi-
fischen Arbeitsgruppen. Die Teilnehmer 
hatten die Gelegenheit, Erfahrungen 
auszutauschen und zu Themen von ge-
meinsamem Interesse zu diskutieren.

1. Datenbasierte Geschäftsmodelle 
für Start-ups

Alle mFUND-Projekte sind auf der 
Grundlage ihres Zuwendungsbescheids 
verpflichtet, ihre Ergebnisse zu ver-
werten und zu verbreiten. Eine Mög-
lichkeit der Ergebnisverwertung ist die 

Gründung von Start-ups. In dieser AG 
wurde deutlich, dass sich die mFUND-
Projekte aktuell in sehr unterschiedli-

chen Entwicklungsstadien hinsichtlich 
ihrer Ergebnisverwertung befinden. In 
einigen Projekten wirken Start-ups mit, 
oder sind dabei, sich erfolgreich am 
Markt zu etablieren. Andere Projekte 
befinden sich noch in der Startphase. 
Die Anforderungen der Projekte an die 
zukünftigen Aktivitäten der Begleitfor-
schung sind daher heterogen. Während 
erfolgreiche Start-ups sich Vernetzung 
mit anderen mFUND-Projekten auf 
ähnlichen Entwicklungsstufen sowie 
Kontakte zu potenziellen Geschäftspart-
nern/ Kunden außerhalb des mFUND 
wünschen, benötigen Projekte vor oder 
während der Start-upgründung Hilfestel-
lung und Beratung bei grundlegenden 
Themen rund um die Entwicklung ihrer 
Geschäftsmodelle.

Auftakt der mFUND-Begleitforschung im BMVI

Der Auftakt-Workshop zur mFUND-Begleitforschung fand im Bundesministerium für Verkehr und Digitale 
Infrastruktur in Bonn statt.

Dr. Christian Schlosser, Referatsleiter DG25 
Open Data, mFUND im BMVI

Dr. Iris Henseler-Unger, WIK-Geschäftsführerin, und Alex Dieke, 
Projektleiter, stellten die WIK-Begleitforschung zum mFUND vor
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2. Offene Verwaltungsdaten als 
Grundlage für mFUND-Projekte

Schwerpunkte dieser Arbeitsgruppe 
waren Herausforderungen beim Ein-
satz offener Verwaltungsdaten und die 
Anforderungen der Projektnehmer an 
solche Daten. Dabei sind rechtliche, 
technische, wirtschaftliche und orga-
nisatorische Aspekte zu beachten. 
Rechtliche Herausforderungen sind 
z.B. ungeklärte Haftungs- und Eigen-
tumsverhältnisse beim Nutzen und 
Veröffentlichen von Daten. Unklarhei-
ten bestehen insbesondere für Daten-
sätze, die durch eine Kombination aus 
frei zugänglichen und kostenpflichti-
gen Datenbeständen erzeugt werden. 
Allgemein wurde angemerkt, dass der 
Umgang mit Daten, insbesondere im 
Zusammenhang mit ihrer Veröffentli-
chung, durch Unsicherheiten geprägt 
ist. Zu den technischen Herausforde-
rungen zählen inkompatible Datenfor-
mate und mangelnde Vergleichbarkeit 
der Daten unterschiedlicher Herkunft, 
sowie unvollständige Datensätze. Aus 
wirtschaftlicher Sicht können hohe 
Kosten für Datenerhebung und -vali-
dierung entstehen.

3. Standardisierung: Optimaler Zu-
gang zu mCLOUD und anderen 
Datenplattformen

In dieser Arbeitsgruppe stand die 
Standardisierung des Zugangs zu 
Daten auf Datenplattformen für Mobili-
tätsdaten im Mittelpunkt, insbesonde-
re zur Plattform des BMVI (mCLOUD). 
Die mCLOUD ist derzeit konzipiert als 
ein Verzeichnis für Datensammlungen 
verschiedener Akteure und bietet Nut-
zern die Möglichkeit, diese bei den An-
bietern der Daten abzurufen. Zukünftig 
soll die mCLOUD durch weitere Funk-
tionen aufgewertet werden. Zahlreiche 
der Projekte des mFUND nutzen die 
mCLOUD als Recherchetool und nut-
zen verschiedene der verlinkten Da-
tensätze. Darüber hinaus erheben die 
meisten Projekte eigene Daten. Die 

Teilnehmer hoben 
hervor, dass die mC-
LOUD auch langfris-
tig verlässliche Daten 
bereitstellen bzw. auf 
sie verweisen solle. 
Die Qualität der Da-
ten ist derzeit noch 
heterogen. Die Teil-
nehmer stellten aber 
klar, dass der Nutzen 
der mCLOUD steigt, 
wenn Metadaten hin-
terlegt sind. Zudem 
war die kostenlose 
Nutzung von hoher 
Bedeutung für die 
Teilnehmer.

4. Datenschutz und Datensicherheit: 
Von der Legal Compliance zum 
Wettbewerbsvorteil

Die Arbeitsgruppe zu den Themen Da-
tenschutz und Datensicherheit wurde 
von Herrn Philipp Otto (iRights.Lab) 
geleitet. Die Diskussion in der Arbeits-
gruppe zeigte, dass große Unsicher-
heit dahingehend vorherrscht, wann 
und in welchem Rahmen Datenschutz 
und Datensicherheit überhaupt relevant 
werden. So stellte sich vielen mFUND-
Projekten die grundlegende Frage, 
welche personenbezogenen Daten 
im Rahmen eines Vorhabens gesam-
melt werden dürfen und auf welche 
Weise deren Nutzung anschließend 
gesetzlich zulässig ist. Einige Projekt-
beteiligte „haderten“ insbesondere mit 
der Komplexität der Materie und dem 
Umstand, dass viele 
kleine Projekte keine 
juristischen Exper-
tinnen und Experten 
zur freien Verfügung 
hätten, die sich um 
die entsprechenden 
komplizierten Fra-
gen kümmern könn-
ten. Zugleich wurde 
deutlich, dass daten-
schutz- und datensi-
cherheitsrechtliche 
Fragestellungen von 
vornherein im Projekt-
design mit berücksich-
tigt werden sollten. 

5. Projekt- und Ergebnisverwer-
tung: Pläne und Best practices 
im mFUND

Die Projekt- und Ergebnisverwertung 
der Projekte ist explizit als Ziel des 
mFUND vorgesehen. Neben forma-
len Verpflichtungen in ihren Förderbe-
scheiden haben die Projektbeteiligten 
selbst natürlich ein hohes Interesse an 
der Weiterverwertung ihrer Ergebnis-
se. Die Teilnehmer der AG bzw. ihre 

Projekte sprechen sehr unterschied-
liche Zielgruppen an: Grundsätzlich 
kann zwischen wirtschaftlichen Ziel-
gruppen einerseits und gesellschaft-
lichen und politischen Zielgruppen 
andererseits unterschieden werden. 
Eine Veröffentlichung von Ergebnis-
sen spielt für alle Projekte eine Rolle. 
Viele Projekte sehen eine Herausfor-
derung darin zu unterscheiden, welche 
Projektergebnisse sie frei zugänglich 
veröffentlichen möchten, und welche 
Ergebnisse sie als Beratungs- und 
Service-Dienstleistungen vermarkten 
möchten. Für die Verbreitung der Er-
gebnisse kommt eine Vielzahl von Ka-
nälen infrage: Neben Veröffentlichun-
gen und Social Media wurden „Living 
Labs“ und „Interaktive Exponate“ als 
attraktive Kanäle diskutiert.

Ausblick 2018: Arbeitsforen 
der Begleitforschung

Dr. Iris Henseler-Unger (WIK-Ge-
schäftsführerin) und Alex Dieke (Pro-
jektleiter mFUND-Begleitforschung am 
WIK) erläuterten die Ziele und Aktivi-
täten der Begleitforschung des WIK. 
Die mFUND-Begleitforschung des 
WIK wird in drei Bereichen aktiv sein: 
Erstens bietet sie Arbeitsforen an, die 
den Austausch unter den mFUND-
Fördernehmern unterstützen und die 
Vernetzung der mFUND-Projekte mit 
externen Akteuren aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Praxis fördern sol-
len. Durch den Erfahrungsaustausch 
können mFUND-Projekte voneinander 

lernen, Fehler vermeiden und erfolgs-
kritische Faktoren frühzeitig beachten. 

2018 finden sechs Arbeitsforen zu 
folgenden Themen statt: 1) Datenba-
sierte Geschäftsmodelle für Start-ups, 
2) Standardisierung/mCLOUD, 3) IT-
Sicherheit, 4) Open Data und Behör-
den, 5) Datenschutz und Compliance, 
6) Öffentlichkeitsarbeit für mFUND-
Projekte. In den Arbeitsforen treffen 
sich Experten aus den Projekten re-

Die Teilnehmer diskutierten engagiert in insgesamt fünf Arbeitsgruppen

Der Auftakt-Workshop war mit mehr als 140 Teilnehmern sehr gut besucht.
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gelmäßig, zwischen ein- bis dreimal 
pro Jahr. Zu den Arbeitsforentreffen 
wird die WIK-Begleitforschung auch 
fallweise externe Experten für Vorträge 
und Fachdiskussionen einladen. Infor-
mationen zu den Arbeitsforen und zu 
kommenden Veranstaltungen sind auf 
der mFUND-Seite des BMVI (www.
mfund.de) sowie auf den Internetsei-
ten des WIK zu finden (mfund.wik.
org).

Außerdem führt die Begleitforschung 
eigene Studien durch, die fachlich für 
die Projektnehmer relevant sind und 
sowohl ökonomische als auch recht-
liche und technische Aspekte auf-
arbeiten sollen. Das WIK wird diese 
Studien bei Veranstaltungen der Be-
gleitforschung vorstellen und im An-
schluss den mFUND-Projekten sowie 
einer breiten Öffentlichkeit zur Verfü-
gung stellen. Im ersten Halbjahr 2018 
bearbeitet das Team der WIK-Begleitfor-

schung die Studienthemen „Internatio-
nale Bestandsaufnahme: Potenziale in-
novativer Anwendungen mit Mobilitäts-, 
Geo- und Wetterdaten“ sowie „Warum 
Behörden Datenanwendungen ermögli-
chen oder entwickeln sollten“. 

Informationen zur mFUND-Begleitfor-
schung des WIK finden Sie laufend 
unter mfund.wik.org.

Sonja Thiele

Mittelstand-Digital Begleitforschung: WIK organisiert 
Workshop für Evaluationsexperten der Mittelstand 

4.0-Kompetenzzentren in Bad Honnef

Mit dem Förderschwerpunkt „Mittel-
stand-Digital“ unterstützt das Bun-
desministerium für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) gezielt Mittelstand 
und Handwerk bei der Digitalisierung, 
Vernetzung und Einführung von In-
dustrie 4.0-Anwendungen. Den Unter-
nehmen stehen insgesamt 23 Mittel-
stand 4.0-Kompetenzzentren in ganz 
Deutschland zur Seite. Mit viel aktuel-
lem Know-How sowie Anschauungs- 
und Erprobungsmöglichkeiten bietet 
dieses bundesweit flächendeckende 
Unterstützungsnetzwerk für den Mit-
telstand Digitalisierung zum Anfassen. 

Der Erfolg der Kompetenzzentren 
und damit auch der Förderinitiative 
wird nicht zuletzt dadurch bestimmt, 
dass es gelingt, in möglichst vielen 
Bereichen vorbildliche Lösungen bzw. 
Pilotbeispiele zu entwickeln und die-
ses Wissen breit zu transferieren. 
Doch wie kann ein Zentrum bzw. das 
BMWi den Erfolg seiner Maßnahmen 
überprüfen? Wie gelingt es, ein für 
die Erfolgskontrolle praktisch hand-
bares Indikatorensystem mit qualitati-
ven sowie quantitativen Methoden zu 
entwickeln? Wie können während der 

Projektlaufzeit sich wandelnde Bedar-
fe der Zielgruppe aufgenommen und 
Projektpläne entsprechend adaptiert 
werden? Zu diesen und weiteren The-
men diskutierten 35 Experten bei dem 
von WIK im Rahmen der Begleitfor-
schung Mittelstand-Digital organisier-
ten „Evaluationsworkshop Mittelstand 
4.0“ am 17.01.2018 in den Räumlich-
keiten von WIK in Bad Honnef. 

Evaluation bei Mittelstand 4.0 
– Was und wieso? Verständ-
nis und Notwendigkeit

Laut dem Gabler Wirtschaftslexikon1 
handelt es sich bei Evaluation um eine 
Sammelbezeichnung für den syste-
matischen Einsatz von Methoden, die 
dazu dienen, die Erreichung von vor-
ab festgelegten Zielen einer Interven-
tion (z.B. Bildungsmaßnahme, For-
schungsinitiative etc.) zu überprüfen.

WIK beobachtet vor allem im Rahmen 
der jahrelangen Tätigkeit im Bereich 
der Begleitforschung, dass der Einsatz 
öffentlicher Mittel zunehmend Anfor-
derungen an wissenschaftlich basier-

te Erfolgskontrolle nach sich zieht. 
Zahlreiche Akteure wie z.B. der Bun-
desrechnungshof, das Bundesfinanz-
ministerium, das Bundesforschungsmi-
nisterium oder das BMWi fordern sog. 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen.

So heißt es in den Allgemeine Ver-
waltungsvorschriften zur Bundes-
haushaltsordnung (VV-BHO): „Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen sind bei 
allen finanzwirksamen Maßnahmen 
durchzuführen. Sie sind daher bei 
der Planung neuer Maßnahmen ein-
schließlich der Änderung bereits lau-
fender Maßnahmen (Planungsphase) 
sowie während der Durchführung (im 
Rahmen einer begleitenden Erfolgs-
kontrolle) und nach Abschluss von 
Maßnahmen (im Rahmen einer ab-
schließenden Erfolgskontrolle) vorzu-
nehmen.“2

Eine Ausschreibung des BMWi zur 
Evaluation des Kompetenzzentrums 
Fachkräftesicherung des BMWi vom 
Januar 2018 unterstreicht die Wichtig-
keit und den Anspruch an Evaluation 
im Rahmen von Förderprojekten. Die 
Leistungsbeschreibung zu dieser Aus-

Evaluationsexperten der Mittelstand 4.0-Kompetenzzentren in Bad Honnef (Rednerin links: Saskja Schäfer, WIK; Redner rechts: Hendrik Berghäuser, Mittelstand 
4.0-Kompetenzzentrum Stuttgart)

http://www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/mFund/Ueberblick/ueberblick.html
http://www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/mFund/Ueberblick/ueberblick.html
http://www.wik.org/index.php?id=mfund0
http://www.wik.org/index.php?id=mfund0
http://www.wik.org/index.php?id=mfund0
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schreibung fordert u.a. die Entwick-
lung eines Wirkungsmodells sowie die 
Durchführung einer Erfolgskontrolle 
nach §7 Abs. 2 BHO bzw. Abschnitt 3 
VV-BHO – zu § 7 inklusive Zielerrei-
chungs-, Wirkungs- und Wirtschaft-
lichkeitskontrolle.

Bislang gibt es zur Durchführung ei-
ner solchen Evaluation kein vorgege-
benes Konzept, was sich zur Anwen-
dung in der Praxis eignet. 

In der Förderinitiative Mittelstand 4.0 
wird aktuell fallbezogen und praxis-
orientiert vorgegangen, um prozess-
begleitend im Rahmen einer formati-
ven Evaluation (während der Laufzeit 
des Projektes) Prozesse anzupassen 
und zu optimieren. Zum anderen 
wird durch eine ergebnisbewerten-
de, summative Evaluation (nach Ab-
schluss des Projektes) rückblickend 
eine Wirkungskontrolle angestrebt. 
Die Zentren befinden sich hierbei in 
einem Spannungsfeld zwischen den 
Anforderungen des BMWi, dem eige-
nen Anspruch an wissenschaftliche 
Methoden, Fragen der Qualitätssiche-
rung und wirtschaftlichen Durchführ-
barkeit sowie der Sinnhaftigkeit des 
Mitteleinsatzes.

Ziele des Evaluationswork-
shops und Agenda – Im Mittel-
punkt der offene Austausch 

Im Mittelpunkt des Evaluationswork-
shops standen folgende Fragen, die 
es in einem offenen Austausch zu dis-
kutieren galt:

 ● Wie können die Anforderungen 
des Fördergebers bestmöglich vor 
dem Hintergrund begrenzter Res-
sourcen erfüllt werden? 

 ● Welche Best Practices und kreati-
ven Ideen gibt es bei den verschie-
denen Zentren? 

 ● Wo können vorhandene Tools 
(mit-)genutzt werden? 

 ● Wo hakt es bei vielen? 

 ● Wo liegen die wirtschaftlichen oder 
methodischen Grenzen einer Eva-
luation im Rahmen der aktuellen 
Förderung als Kompetenzzentrum? 

Für ein einheitliches Grundverständnis 
zum Thema wurden im Einführungs-
vortrag Interventionsebenen, Zeitdi-
mensionen und Wirkungswege der 
Evaluation beleuchtet. Darauf aufbau-
en wurden in mehreren Sessions fol-
gende Aspekte vertieft diskutiert:

 ● Bedarfsorientierte Förderung – 
Was heißt das für die Evaluation 
der projektinternen Prozesse?

 ● Wie kann die Bestandaufnahme 
zu Beginn der Projektaktivitäten 
erfolgen? Welche Möglichkeiten 
bietet der Einsatz eines Readi-
ness-Checks als Instrument zur 
Bedarfsanalyse?

 ● Welche Möglichkeiten zur Doku-
mentation und Bewertung des 
Outputs haben sich bewährt?

 ● Wie kann die Evaluation des (re-
gionalen) Outcomes durchgeführt 
werden? 

 ● Welche Ansätze zur Erhebung und 
Bewertung des Impacts, also der 
Nachhaltigkeit, kommen in Frage? 

 ● Wie kann das recht neue Feld der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
im Rahmen von Förderprojekten 
angegangen werden?

Es zeigte sich, dass viele Evaluati-
onsexperten besondere Herausforde-
rungen im Bereich der Untersuchung 
von Sekundärwirkungen der Arbeit der 
Zentren, also der Impactbewertungen 
und der Wirtschaftlichkeitsbetrachtun-
gen sehen.

Impactbewertungen und Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen 
als größte Herausforderungen 
im Rahmen der Evaluation 

Die sogenannte Impactbewertung be-
zieht sich auf die mittel- und langfris-
tige Zielerreichung einer Maßnahme. 
Es handelt sich dabei um Wirkungen, 
die über die eigentliche Zielgruppe 
hinausgehen und in das Umfeld der 
Zielgruppe ausstrahlen, wie beispiels-
weise die Anzahl von Unternehmens-
neugründungen in einer Region. Kon-
krete Fragestellung und Unklarheiten 
bei der Impactbewertung waren: Wie 
können bei der Impactbewertung ei-
ner ganzen Region Effekte herausge-
filtert werden, die nicht auf die Arbeit 
der Zentren, sondern auf die Enga-
gements Dritter zurückzuführen sind? 
Wie können Impacts im Rahmen des 
Förderzeitraums ermittelt werden, wenn 
qua Definition Impacts erst nach Jahren 
zu messen sind? Bisher diskutierte Lö-
sungsansätze wie z.B. die Etablierung 
von Kontrollgruppen waren zumeist 
mit höchsten methodischen Heraus-
forderungen und hohem Ressourcen-
einsatz verbunden.

Eine weitere Gruppe hat sich im Rah-
men des Workshops vertieft mit der 
Frage nach der Wirtschaftlichkeit von 
Förderprojekten befasst, also mit der 
Frage, ob die gesetzten Projektziele 
mit einem angemessenen Input er-
reicht werden können, ob die Projekt-
maßnahmen mit einem geringeren 
Mitteleinsatz umgesetzt werden kön-

Erich Behrendt, Mittelstand 4.0-Kompetenzzentrum eStandards (links); Martin Lundborg, Leiter der Begleitforschung von Mittelstand-Digital (rechts)
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nen und ob die Projektergebnisse in 
Verhältnis zu den eingesetzten Res-
sourcen stehen. Die vertiefte Diskus-
sion zum Thema drehte sich um die 
Fragen „Woran forscht man derzeit 
im Bereich der Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen?“, „Auf welcher Ebene 
wird die Wirtschaftlichkeit gemessen?“ 
und „Wie kann die Wirtschaftlichkeit 
mit vertretbarem Aufwand evaluiert 
werden?“.

Martin Lundborg, Leiter der Begleitfor-
schung Mittelstand-Digital und Mode-
rator der Diskussionsrunde hob in sei-
ner Zusammenfassung hervor, dass 
„die Förderung mit ihrem Informati-
onsangebot und Qualifizierungsmaß-
nahmen gerade dort ansetzt, wo kein 
entsprechender Markt für Unterstüt-
zungsleistungen vorhanden ist und 
von daher eine quantitative Bewertung 
der Wirtschaftlichkeit eine Herausfor-
derung darstellt“. Eine weitere Aufga-
be ist die Herstellung der Kausalität 
zwischen eingesetzten Ressourcen 
und dem Impact der getätigten Maß-
nahmen. 

Was wir mitnehmen und wie 
es weitergeht 

Mit der Ausrichtung des Evaluations-
workshops leistete die Mittelstand-
Digital Begleitforschung einen wichti-
gen Beitrag dazu, die Kommunikation 
zwischen den Akteuren zum Thema 
voranzubringen und ein gemeinsames 
Verständnis für ein praktisch handba-
res Indikatorensystem in der Gruppe 
zu entwickeln. Wesentliche Ergebnis-
se waren: 

 ● Es sind pragmatische Ansätze zu 
den einzelnen Schritten einer Eva-
luation in der Initiative vorhanden, 
die den Anforderungen einer Eva-
luation mit vertretbarem Aufwand 
näher kommen können.

 ● Es muss stets eine Abwägung 
zwischen Sinn und Zweck einer 
Evaluation und dem erforderlichen 
Ressourceneinsatz erfolgen. 

 ● Evaluative Prozesse leisten einen 
wichtigen Beitrag zur (selbstrefle-
xiven) Ziel-, Prozess-, Qualitäts- 
und Outcome-Optimierung. Die 
Erfahrungen aus Mittelstand-Digi-
tal zeigen: Die Evaluation dient vor 
allem dazu, sich selbst zu hinter-
fragen und die Zielgruppe im Blick 
zu behalten. So können Korrektur-
maßnahmen in der mehrjährigen 
Projektlaufzeit für eine erhöhte 
Zielerreichung sorgen. Das macht 
Evaluation wichtig, wenngleich sie 
in der Praxis dem Ziel einer quan-
titativen Erfolgskontrolle vor allem 
im Bereich des Impacts und der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung mit 
vertretbarem Ressourceneinsatz 
nicht gerecht werden kann. 

Reger Austausch während der Veranstaltungspausen

Von den Teilnehmern der Veranstal-
tung, die die Mittags- und Kaffeepau-
sen rege zur Vernetzung und zum 
fachlichen Austausch nutzten, kam 
ein durchweg positives Feedback 
zum Veranstaltungsformat und dem 
breiten Spektrum der präsentierten 
methodischen Ansätze. Im fachlichen 
Austausch berichten die Teilnehmer, 
neue Erkenntnisse gewonnen zu ha-
ben. Die Experten aus den Zentren 
und die Begleitforschung gehen nun 
mit viel Inspiration zurück in die Um-
setzung und Erprobung der Konzepte 
in der Praxis.

Saskja Schäfer, Anne Stetter

1 http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/
evaluation.html.

2 VV-BHO (2013): Abschnitt 3 VV-BHO – Zu § 
7 Nr.2.

17th Königswinter Postal Seminar

Vertreter von Ministerien, Postunter-
nehmen, Regulierungsbehörden und 
internationalen Organisationen trafen 
sich vom 5. bis zum 7. Februar 2018 
zum 17th Königswinter Postal Seminar 
auf der Hirschburg. Über 50 Teilneh-
mer, überwiegend aus dem europäi-
schen Ausland, diskutierten während 
des Seminars lebhaft über die jüngs-
ten Entwicklungen auf dem Postmarkt 
und die aktuellen Herausforderungen 
für Postpolitik und -regulierung. Im 
Zentrum des Interesses standen dies-

mal Preisstrategien und Rabatte im 
Briefmarkt, die zukünftige Gestaltung 
des Post-Universaldienstes sowie 
Marktpotenziale und neue Rechtsvor-
schriften für grenzüberschreitende Pa-
ketsendungen innerhalb Europas.

Preisstrategien und Rabatte 
im Briefmarkt

Der Morgen des ersten Konferenzta-
ges stand ganz unter dem Motto pos-

talischer Preisstrategien. Nach dem 
bpost-Urteil des EuGH 2015 haben 
einige Postdienste ihre Preisstruktur 
und Rabatte verändert und Regulie-
rungsbehörden befassen sich mit die-
sen neuen Rabatten. Sonja Thiele, 
Senior Economist im WIK, hielt den 
Vorsitz dieser Session und leitete die 
Diskussion.

Joos Francke, ACM, Niederlan-
de, begann mit einer Darstellung der 
Preisgestaltung im niederländischen 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/evaluation.html
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/evaluation.html
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Briefmarkt. Infolge zunehmenden 
Wettbewerbsdrucks (ca. 25 Prozent 
Marktanteil von Wettbewerbern) führte 
PostNL eine Reihe neuer Rabatte ein, 
die zunächst von der Wettbewerbsbe-
hörde ACM und anschließend gericht-
lich überprüft wurden. Bei der Klassifi-
zierung der Rabatte wurde ACM durch 
einen analytischen Rahmen des WIK 
zur Beurteilung von Mengenrabatten 
unterstützt, das Francke positiv her-
vorhob. 

Joakim Levin, PTS, Schweden, 
sprach über Konsolidierung und Men-
genrabatte im schwedischen Brief-
markt. Er berichtete, dass PostNord 
nach dem bpost-Urteil des EuGH auch 
einen Mengenrabatt pro Versender 
(per sender model) eingeführt hat. In 
der Folge habe sich der Rabatt für die 
Konsolidierer von zuvor 15 Prozent auf 
maximal 3 Prozent reduziert. PTS hat-
te diese Rabatte von PostNord zwar 
zunächst untersagt; dieser Beschluss 
wurde jedoch gerichtlich aufgehoben. 
Laut Levin haben die Konsolidierer 
seit der Einführung des Rabattes im 
August 2017 bereits einige große Kun-
den an PostNord verloren. 

Christina Sontheim-Leven, Post-
con, Deutschland, hielt einen sehr 
anschaulichen Vortrag über Preis-
setzungs- und Rabattstrategien im 
deutschen Briefmarkt aus Wettbewer-
bersicht. Insbesondere beschäftigte 
sie der im Jahr 2018 neu eingeführte 
Infrastrukturrabatt der Deutsche Post 
AG. Ihrer Ansicht nach erhält die 
Deutsche Post über das sogenannte 
AM-Portal Transparenz über Kunden-
daten der Wettbewerber und disku-
tierte es kritisch vor dem Hintergrund 
des Datenschutzes. In der folgenden 
Diskussion erhielt sie deutlichen Wi-
derspruch von der Deutschen Post: 

Der Infrastrukturrabatt sei konzipiert, 
um Mengen im Briefmarkt zu erhalten 
bzw. zurückzugewinnen, und komme 
so auch den Wettbewerbern zugute.

Christian Bender, Senior Econo-
mist im WIK, erläuterte in seinem 
Vortrag , wie man die Sendungsmen-
genentwicklung (insbesondere die 
Mengenrückgänge) in der Price-Cap-
Regulierung mittels eines Z-Faktors 
integrieren könne. 2015 hatten Crew 
& Brennan hierzu eine theoretische 
Grundlage in einem wissenschaftli-
chen Beitrag vorgestellt. Bender führ-
te aus, dass ein Mengenrückgang im 
Wesentlichen zwei Effekte hat, die es 
gilt abzubilden: Erstens einen Anstieg 
der durchschnittlichen Kosten und 
zweitens einen Nachfragerückgang 
aufgrund von Preiserhöhungen (um 

den Anstieg der Stückkosten auszu-
gleichen). Zur Bildung des Z-Faktors 
werden daher Informationen zur Elas-
tizität der durchschnittlichen Kosten 
und zur Nachfrageelastizität benö-
tigt. Zur Schätzung der Elastizität der 
durchschnittlichen Kosten stellte er 
ein WIK-Modell vor, welches individu-
ell angepasst werden kann. Bezüglich 
der Ermittlung der Nachfrageelastizi-
tät kam er zu dem Ergebnis, dass die 
Kosten für eine (möglichst) zuverlässi-
ge Ermittlung in keinem Verhältnis zu 
ihrem Nutzen für die Preisregulierung 
stünden. Die Seminarteilnehmer dis-
kutierten lebhaft die Vor- und Nachtei-
le eines Z-Faktors.

Abschließend berichtete David A. 
Trissell, Postal Regulatory Commis-
sion (PRC), USA, über eine Untersu-
chung des Preis- und Klassifizierungs-
systems von USPS der letzten zehn 
Jahre. Die PRC kam zu dem Ergebnis, 
dass das bisherige System nicht zu ef-
fizienten Preisen führt und auch nicht 
zur finanziellen Stabilität von USPS 
beiträgt. USPS erhält nun jedes Jahr 
einen zusätzlichen Preiserhöhungs-
spielraum von 2 Prozentpunkten plus 
einem weiteren Prozentpunkt, falls 
bestimmte Effizienzauflagen erfüllt 
werden und die Servicequalität stabil 
bleibt. In 5 Jahren wird die finanzielle 
Situation von USPS dann erneut über-
prüft.

Zukünftige Gestaltung des 
Post-Universaldienstes

Antonia Niederprüm, Senior Eco-
nomist im WIK, hielt den Vorsitz der 
zweiten Session des Tages, die den 
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Diskussionsrunde in der Kaffeepause.
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V.l.n.r.: Panel-Diskussion mit Jack Hamande (ERGP), Oliver Sukowski (DHL Parcel Europe), Raphaël 
Goulet (DG GROW, Europäische Kommission), Jörgen Bödmar (EMOTA) und Jean-Paul Forceville 
(PostEurop) moderiert von Alex Dieke (WIK). 
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immer sichtbarer werdenden Rück-
gang des Briefaufkommens und seine 
Folgen zum Thema hatte. Die Konfe-
renzteilnehmer erhielten im Rahmen 
dieser Session Einblick in die aktuel-
len Diskussionen um eine Reform des 
Universaldienstes in der Schweiz, Est-
land und Belgien.

Um der aktuellen Diskussion Fakten 
zugrunde zu legen, hat das BAKOM 
die Nachfrage nach Postdiensten in 
der Schweiz mittels einer Conjoint-
Analyse untersucht. Befragt wurden 
schweizerische Haushalte und KMUs. 
Fabio Wälti, BAKOM, Schweiz, stell-
te die Ergebnisse der Studie vor. Dem-
nach sei die Zustellung an die Haustür 
das mit Abstand wichtigste Kriterium 
beim Versand von Briefen. Zustellzeit, 
Preis sowie Zustellfrequenz beurtei-
len die Befragten als in etwa gleich 
wichtig. Bezüglich der Poststellen sei-
en deren Erreichbarkeit und die Öff-
nungstage die wichtigsten Kriterien. 
Weniger wichtig seien dagegen das 
Angebot von Finanzdienstleistungen 
sowie die Öffnungszeiten.

Indrek Ahermaa, Konkurentsiamet 
(estnische Wettbewerbsbehörde), 
gab einen Überblick über den estni-
schen Postmarkt. Der Vortrag wurde 
vom Auditorium mit besonderem In-
teresse verfolgt, da Estland eines der 
Vorreiter-Länder bezüglich der Digita-
lisierung ist. Ahermaa gab zunächst 
einen Einblick in die rechtlichen Rege-
lungen und den Post-Universaldienst 
bevor er die Mengenentwicklung an-
schaulich vorstellte. Auf besonderes 
Interesse stieß der in Estland angewen-
dete Kompensationsmechanismus.

Im letzten Vortrag des Tages blick-
ten Sophie De Schrevel und Juli-
en Crutzen, bpost, Belgien, auf die 

Zukunft des postalischen Universal-
dienstes aus belgischer Perspektive. 
Nach einer einleitenden Darstellung 
des belgischen Postmarktes stellten 
sie die geplanten Änderungen des 
Postgesetzes für das Jahr 2018 vor: 
bpost soll für weitere fünf Jahre als 
Universaldienstleister verpflichtet wer-

den, Lizenzbedingun-
gen für Wettbewerber 
werden deutlich gelo-
ckert und der Preisre-
gulierungsmechanis-
mus wird verändert. 
Für die Zukunft des 
Universaldienstes 
forderte sie mehr 
Flexibilität bezüglich 
Umfang, Qualität und 
Frequenz.

Beim festlichen Din-
ner am 6. Februar 
2018 warf Jan Bart 
Henry von PostNL 
zum Abschluss des 
Konferenztages einen 
nostalgischen Blick auf 
den „Postal Planet“. 
Für die zukünftige 
Gestaltung der Regu-
lierung mahnte er an, 

erst mal wieder einen Schritt zurück-
zutreten um sich das ganze Bild anzu-
sehen und die Ziele neu zu definieren.

Rechtsvorschriften für grenz-
überschreitende Paketsendun-
gen innerhalb Europas

Die Regulierung des grenzüberschrei-
tenden europäischen Paketmarkts, 
war das beherrschende Thema des 
zweiten Konferenztages. Ab 2018 wird 
die praktische Umsetzung der erwarte-
ten Verordnungen 
der Europäischen 
Kommission über 
grenzüberschrei-
tende Paketdiens-
te und zu eCom-
merce eine große 
Aufgabe für Regu-
lierungsbehörden 
und Paketdienste 
darstellen, wie Iris 
Henseler-Unger, 
Geschäftsführe-
rin des WIK, in 
ihrer Einleitung zur 
dritten Session aus-
führte.

Oliver Sukowski, 
DHL Parcel Eu-
rope, stellte den 
Seminartei lneh-
mern die Trends im 
grenzüberschrei-

tenden E-Commerce vor. Demnach 
gehe das Wachstum deutlich über die 
Erwartungen hinaus. Dennoch gebe 
es noch einige Hindernisse wie zuneh-
mende Handelsbarrieren, Arbeitskräf-
teknappheit und die Herausforderung, 
des zunehmenden Verkehrs in Innen-
städten. Sukowski zufolge liegen die 
zukünftigen Erfolgsfaktoren von DHL 
darin, ein europäisches Netz aufzu-
bauen um E-Commerce-Kunden eu-
ropaweit das beste Angebot zu unter-
breiten und Innovationen zu schaffen. 
Für Aufsehen sorgte seine Ambition, 
dass DHL für seine Kunden möglichst 
überall in 5 min erreichbar sein möch-
te.

Jörgen Bödmar, EMOTA, diskutierte 
die Herausforderungen beim Versand 
von grenzüberschreitenden Paketsen-
dungen aus Sicht von Versendern. 
Zum einen seien die Kundenwün-
sche europaweit sehr unterschied-
lich und der Wettbewerbsdruck hoch. 
Zum anderen stelle die Integration 
von Versanddienstleistern eine gro-
ße Herausforderung dar und müsse 
gut abgestimmt sein z.B. bezüglich 
der IT-Schnittstellen. Als regulatori-
sche Barrieren für Online-Händler sah 
Bödmar insbesondere Geoblocking, 
Domänenbarrieren, Datenschutzvor-
gaben und komplizierte Mehrwert-
steuerregelungen. Provokativ sagte 
er, kein Online-Händler im EU-weiten 
E-Commerce könne die komplizierten 
Rechtsvorschriften in allen EU-Län-
dern beachten.

Raphaël Goulet, Europäische Kom-
mission (DG GROW), berichtete über 
den Stand der neuen Paketmarktver-
ordnung der Europäischen Kommis-
sion und diskutierte ihre Implemen-
tierung in den kommenden Jahren. 
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Fabio Wälti (BAKOM) präsentiert die Ergebnisse einer Conjoint-Analyse 
zur Nachfrage nach Postdiensten in der Schweiz.
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Iris-Henseler Unger (WIK) im Gespräch mit Axel Kirmeß (BMWi).
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In seiner Präsentation stellte er den 
aktuellen Text der Verordnung vor und 
konzentrierte sich dabei auf die vier in-
teressantesten Artikel. Diese beinhal-
ten Vorgaben zur Bereitstellung von 
Informationen durch die Paketdienste 
(Art. 4), Preistransparenz in der EU (Art. 
5), die Bewertung der grenzüberschrei-
tenden Einzelsendungstarife durch die 
Regulierer (Art. 6) und zu Informationen 
für die Verbraucher durch Onlinehänd-
ler (Art. 7). Anschließend ging er auf 
die geplanten nächsten Schritte ein 
und stellte einen Fahrplan vor.

Jack Hamande, belgischer Regu-
lierer und aktueller Vorsitzender 
der European Regulators Group for 
Postal Services (ERGP), schloss die 
Runde mit einem Vortrag zu den Her-
ausforderungen der EU-Paketregulie-
rung. Er wies darauf hin, dass im Post-
bereich innerhalb Europas deutliche 
regionale Unterschiede bestehen. Er 
rief dazu auf, es mit der Datensamm-
lung bei den Regulierern nicht zu über-
treiben, um Verwaltungsaufwand zu 
vermeiden. Wichtig sei es, klare Fra-
gen zu formulieren, damit der Output 
der Datensammlung verständlich und 
vergleichbar ist. Zudem schlug er die 
Anwendung des Once-only-Prinzips 
vor, d.h. das Daten/Informationen für 
verschiedene Zwecke nicht mehrfach, 
sondern nur einmal abgefragt werden. 
Dadurch werden die Unternehmen 

nicht überfordert 
und die Datenzu-
weisung könne ver-
bessert werden.

Abgeschlossen wur-
de das Seminar mit 
einer Panel-Diskus-
sion zur Regulierung 
des grenzüberschrei-
tenden europäischen 
Paketmarktes, gelei-
tet von Alex Dieke, 
Direktor und Ab-
teilungsleiter des 
WIK. Das Panel be-
stand aus den letz-
ten vier Vortragen-
den (Sukowski, Bödmar, Goulet und 
Hamande) sowie Jean-Paul Forcevil-
le, PostEurop. Sie zeigten Einigkeit 
darin, dass der E-Commerce nicht 
auf den nationalen Markt beschränkt 
sei, sondern deutlich über die Gren-
zen hinausgehe. Dies befördere den 
grenzüberschreitenden Paketversand. 
Befragt nach der Zukunft der Paket-
dienste betonte Hamande, dass es 
wichtig sei, das Vertrauen der Kunden 
zu gewinnen. Die Paketdienste hät-
ten in den letzten Jahren deutlich an 
ihrer Kundenfreundlichkeit gearbeitet. 
Das Podium sah einhellig Raum für 
viele Wettbewerber im Zustellmarkt. 
Bödmar wies jedoch darauf hin, dass 
es aus Sicht der Händler wichtig sei, 

einen (oder maximal zwei) Versand-
dienstleister als Ansprechpartner zu 
haben. 

Auch beim kaltem Winterwetter bot die 
Königswinterer Hirschburg ein hervor-
ragendes Ambiente für lebhafte, sach-
liche und vertrauensvolle Diskussio-
nen der Seminarteilnehmer während 
und nach den Vorträgen. 

Die Präsentationen des Seminars ste-
hen auf der Homepage des WIK zum 
Download zur Verfügung (www.wik.
org).

Petra Junk

Nachrichten aus dem Institut

Dr. Franz Büllingen verlässt das WIK  
nach fast 25 Jahren

Abschätzung“ sowie als Projektleiter 
bei der Deutschen Forschungsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt unter Beweis 
gestellt. Sein Gebiet war die Analyse 
und Bewertung von Innovationen, ins-
besondere im Bereich der Digitalisie-
rung und des Internets in zahlreichen 
Facetten. Hierzu gehörten neben vie-
lem mehr insbesondere die Themen 
der IT-Sicherheit, in denen er das 
BSI intensiv beraten hat, aber auch 
Cloud-Computing, Konvergenz der 
TIME-Sektoren, Apps, M2M sowie die 
Märkte für Datendienste im Mobilfunk 
generell, Daten- und Kundenschutz 
sowie Risikokommunikation. Dieses 
Interessenfeld dokumentiert sich nicht 
nur in der langen Liste seiner Ver-
öffentlichungen, Publikationen und 
Studien, an denen er mitgewirkt hat. 
Auch die eindrucksvolle Reihe seiner 
Mitgliedschaften in Arbeitsgruppen, 

Expertengremien und Expertenkom-
missionen von Bund, Ländern, Parla-
ment, Verbänden und Unternehmen 
zeigt, dass seine Expertise und sein 
Rat weit über das übliche Maß hinaus 
gefragt war, das man bei einer Wis-
senschaftlerkarriere erwarten kann.

Für das WIK besonders wichtig war 
sein Engagement zu Fragen der elek-
tromagnetischen Verträglichkeit, die 
mit der wachsenden Nutzung von 
Funkfrequenzen durch den Mobilfunk 
zunehmende Bedeutung erfuhren. Vor 
allem aber ist sein Einsatz im breiten 
Themenfeld, das sich aus der Digita-
lisierung des Mittelstands ergibt, für 
das WIK prägend gewesen. Seit 2008, 
zuerst als Leiter der Begleitforschung 
der BMWi-Förderinitiative SimoBIT, 
ab 2012 dann als Leiter der Begleit-
forschung zur BMWi-Förderinitiative 

Zum Ende des Jahres 2017 ist Dr. 
Franz Büllingen nach fast 25 Jahren 
aus dem WIK ausgeschieden. Über 
lange Zeit hinweg war er das Aushän-
geschild und Markenzeichen des WIK, 
wenn es um Fragen und Projekte zum 
Thema IT-Sicherheit und vor allem um 
die Begleitforschung zur BMWi-För-
derinitiative „Mittelstand Digital – IKT-
Anwendungen in der Wirtschaft“ ging. 

Nach kurzer Zeit als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter des WIK hat Dr. Franz 
Büllingen 1994 die Leitung der Abtei-
lung „Kommunikation und Innovation“ 
übernommen. Bereits zuvor hatte er 
seine wissenschaftliche Qualifikation 
sowie seine Managementqualitäten 
in Stationen an der TU Berlin, als wis-
senschaftlicher Mitarbeiter des Deut-
schen Bundestags und beim Stab der 
Enquete-Kommission „Technikfolgen-
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Beim festlichen Dinner in der Hirschburg.

http://www.wik.org/index.php?id=989
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Am 1.1.2018 hat Martin Lundborg die 
Stelle als Leiter der Abteilung „Kom-
munikation und Innovation“ im WIK 
angetreten. Seine zentrale Aufgabe 
wird die Leitung der Begleitforschung 
des BMWi-Förderprogrammes „Mittel-
stand-Digital – IKT-Anwendungen in 
der Wirtschaft“ sein. Martin Lundborg 
folgt auf Dr. Franz Büllingen, der im 
WIK die Digitalisierungs-Begleitfor-
schung erfolgreich aufgebaut hat.

Martin Lundborg arbeitete bis Ende 
2017 für die Detecon International 
GmbH (eine Beratungstochter der 
Deutschen Telekom) im Bereich Te-
lekommunikation und Digitalisierung. 
Seit seinem Studium der Wirtschafts-
wissenschaften an der Universität 
Jönköping (Schweden) und der Chris-
tian-Albrechts-Universität zu Kiel war 
Martin Lundborg die letzten 19 Jahre 
für verschiedene Beratungsunterneh-
men sowie für Arcor/Vodafone tätig.  

Martin Lundborg ist neuer Leiter der Abteilung  
„Kommunikation und Innovation“ und Leiter  
der Begleitforschung „Mittelstand-Digital“

Als Berater im Bereich Digitalisierung 
und Telekommunikation hat Martin 
Lundborg Projekte auf insgesamt fünf 
Kontinenten für Ministerien, Behörden, 
Branchenorganisationen, kleine und 
mittlere Unternehmen und Netzbe-
treiber geleitet. Zu den verschiedenen 
Einsatzgebieten zählen u. a. Marktstu-
dien zu Kommunikationsdiensten für 
die Digitalisierung von Unternehmen, 
Erarbeitung von Entscheidungen für 
Ministerien und Behörden zu Telekom-
munikations- und Digitalisierungsthe-
men, politische Interessenvertretung 
im Bereich Tele- und Datenkommu-
nikation, Regulierung von Telekom-
munikationsmärkten, Strategie und 
Planung von Breitbandinvestitionen 
sowie Ermittlung der Wirtschaftlichkeit 
von IT-Outsourcing-Projekten. Mar-
tin Lundborg hat zu diesen Themen 
zahlreiche wissenschaftliche Beiträge 
veröffentlicht. 

Mit dem Wechsel eröffnet sich die 
Chance, das bereits erfolgreiche An-
gebot der Begleitforschung durch 
die langjährige Erfahrung von Martin 
Lundborg weiter auszubauen. Seine 
Kenntnisse in den neuesten Bera-
tungsmethoden sowie seine Experti-
se in den Themen der Digitalisierung 
ergänzen und erweitern das Bera-
tungsspektrum des WIK für Kunden 
im Inland, Ausland und bei Großunter-
nehmen. 

Wir freuen uns auf die gemeinsa-
me Zukunft, mit dem Ziel, das bisher 
schon erreichte hohe Niveau der Be-
gleitforschung weiter zu festigen und 
den Ruf von „Mittelstand-Digital“ als 
Exzellenzinitiative weiter zu entwi-
ckeln.

EU-weiter E-Commerce und Pakete: WIK-Consult erhält 
Auftrag der Europäischen Kommission

Die GD GROW (Binnenmarkt, Indus-
trie, Unternehmertum und KMU) der 
Europäischen Kommission hat WIK-
Consult im Dezember 2017 beauf-
tragt, die Märkte für Paket- und Brief-
zustellung in allen EU-Mitgliedstaaten 
(und den Mitgliedstaaten des EWR) 
umfassend zu untersuchen und zu 
bewerten. Diese Studie wird vor dem 
Hintergrund der Strategie der Europä-
ischen Kommission zum digitalen Bin-
nenmarkt und der für Frühjahr 2018 

erwarteten Verordnung für grenzüber-
schreitende Paketdienste erstellt.

WIK-Consult wird insbesondere die 
wirtschaftliche und technologische 
Entwicklung der Zustellmärkte analy-
sieren, ihre regulatorischen Rahmen-
bedingungen, die Rolle von Zustell-
logistik für den E-Commerce, sowie 
Verbraucher-, Beschäftigungs- und 
Nachhaltigkeitsaspekte.

Neben umfassenden desk research 
werden für die Studie zahlreiche Inter-
views geführt und Workshops in fünf 
Mitgliedstaaten durchgeführt. Zudem 
führt WIK-Consult eine Online-Befra-
gung von Verbrauchern in allen EU-
Mitgliedstaaten sowie eine separate 
Online-Befragung von Versandhänd-
lern durch. Die Studie soll bis zum 
Frühjahr 2019 abgeschlossen werden. 

Alex Dieke

„Mittelstand Digital – IKT-Anwendun-
gen in der Wirtschaft“, hat er die Kom-
petenz des WIK aufgebaut, komplexe 
Sachverhalte und Zwänge aus der 
Digitalisierung nicht nur einem Fach-
publikum, sondern auch den Unter-
nehmensvertretern des Mittelstandes, 

also interessierten Laien, verständlich 
zu machen und nahe zu bringen. Die 
Dimension dieser Aufgabe wird durch 
den Hinweis auf die derzeit insgesamt 
23 Kompetenzzentren und Agenturen 
bundesweit deutlich, von denen die 
großen und kleinen Themen der Digi-

talisierung für den Mittelstand z. B. in 
Broschüren und Veranstaltungen spe-
zifisch aufbereitet werden.

Unser Dank an Herrn Dr. Büllingen 
verbindet sich mit den besten Wün-
schen für seine Zukunft.

Mit unseren kostenlosen WIK News erhalten Sie aktuell und zeitnah 
Informationen über unsere laufende Arbeit, neue Publikationen und 
Veranstaltungen (s. www.wik.org).

http://www.wik.org/index.php?id=724
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Veröffentlichungen des WIK

In der Reihe „Diskussionsbeiträge“ erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbeitern des Instituts sowie 
ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten Forschungsprojekten. Folgende Diskussionsbeiträge 
sind neu erschienen oder werden in Kürze erscheinen und können als pdf-Datei gegen eine Schutzgebühr von 7,00 € inkl. 
MwSt. bei uns bestellt werden.

Nr. 424: Stefano Lucidi, Bernd Sörries, Sonja Thiele – Wirksamkeit sektorspezifischer Verbrau-
cherschutzregelungen in Deutschland (Januar 2018)

Der sektorspezifische Verbraucher-
schutz für Telekommunikations- und 
Postmärkte gewinnt zunehmend an 
Bedeutung. Dieses Thema ist aus den 
Medien und in der Politik nicht mehr 
wegzudenken. Angesichts sehr dyna-
mischer Märkte ist es kaum überra-
schend, dass immer wieder Missbräu-
che auftreten, die teilweise so massiv 
sind, dass der Ruf nach verstärkten 
behördlichen Eingriffen immer deut-
licher wird. Jedoch gibt es kaum Er-
kenntnisse darüber, wie es aktuell 
um die Wirksamkeit der sektorspezifi-
schen Regelungen bestellt ist. In diese 
Lücke stößt die vorliegende Studie. 

Neben der Untersuchung der relevan-
ten verbraucherschützenden Normen 

und ihrer Anwendung in der Praxis, 
liegt der Schwerpunkt der Studie auf 
der Frage, wie die staatlichen und 
privaten Akteure des Verbraucher-
schutzes die Wirksamkeit des Ver-
braucherschutzes durch intra- und in-
terorganisatorische Zusammenarbeit 
verbessern können. Hierzu greifen 
wir neben rechtlichen und ökonomi-
schen Überlegungen auf Ansätze 
aus der Netzwerktheorie zurück. Der 
so gewählte methodische Ansatz be-
rücksichtigt, dass die Frage nach der 
Wirksamkeit der relevanten gesetzli-
chen Regelungen nicht allein davon 
abhängig ist, wie staatliche Behörden 
oder private Akteure die ihnen zur 
Verfügung stehenden Kompetenzen 
oder rechtlichen Instrumente einset-

zen. Von zentraler Bedeutung sind die 
Interaktionen im Netzwerk der rele-
vanten Akteure. Die Wirksamkeit des 
Verbraucherschutzes ist somit vom 
Zusammenspiel einer Vielzahl unter-
schiedlicher Faktoren abhängig.

Neben der Auswertung relevanter 
Statistiken wurden Experteninterviews 
durchgeführt. Die Erkenntnisse der 
Analyse münden in administrativen 
und gesetzlichen Handlungsempfeh-
lungen, die darauf abzielen, die Wirk-
samkeit des Verbraucherschutzes in 
den betrachteten Sektoren zu verbes-
sern. 

Nr. 423: Fabian Queder, Nicole Angenendt, Christian Wernick – Bedeutung und Entwicklungs-
perspektiven von öffentlichen WLAN-Netzen in Deutschland (Dezember 2017)

Öffentliche WLAN-Netze haben in der 
kürzeren Vergangenheit im politischen 
Diskurs, im Kontext von Förderung 
und in der Anpassung des Rechts-
rahmens sowohl auf europäischer als 
auch auf Bundesebene an Relevanz 
gewonnen. Mit dem Förderprogramm 
WiFi4EU werden 120 Millionen € aus 
europäischen Mitteln bereitgestellt, 
um frei zugängliche WLAN-Netze zu 
errichten. Auch im „Sonderprogramm 
Gewerbegebiete“ wurde die Errich-
tung von kostenlosen WLAN-Netzen 
als Förderungsvoraussetzung festge-
schrieben. Zudem zielt die vor kurzem 
verabschiedete Änderung des Tele-
mediengesetzes darauf ab, Rechts-
sicherheit hinsichtlich Abmahnkosten 
für Rechtsverletzungen, die durch drit-
te WLAN-Nutzer erfolgen, zu schaffen.
 
Die Abdeckung öffentlicher WLAN-
Netze unterscheidet sich stark inner-
halb der Mitgliedsstaaten der Europä-

ischen Union. Mit knapp 2 Hotspots je 
10.000 Einwohner gehört Deutschland 
dabei zu den Schlusslichtern. Dies ist 
als kritisch zu betrachten, da WLAN-
Netze sowohl in der Produzentenrente 
als auch in der Konsumentenrente po-
sitive wohlfahrtsökonomische Effekte 
mit sich bringen. 

Ziel des vorliegenden Diskussions-
beitrags ist es, die Auswirkungen der 
Rechtsänderungen und der technologi-
schen Entwicklung auf die Verbreitung 
und den Nutzen öffentlicher WLAN-
Netze zu untersuchen. Dies geschieht 
auf Grundlage einer Marktanalyse, die 
die derzeitige Markstruktur für WLAN-
Hotspots in Deutschland untersucht. 
Dabei werden drei Anbietergruppen – 
Informationstechnik (IT)-Dienstleister, 
Telekommunikations (TK)-Anbieter und 
Eigenbetrieb – und mehrere Nachfra-
gegruppen herausgearbeitet. 

Diese Strukturierung ermöglicht es, 
granulare Wirkungszusammenhänge 
zu analysieren. So zeigt sich, dass 
infolge der Gesetzesänderung eine 
gestiegene Anzahl an Gaststätten-
WLANs unter eigenem Betrieb zu er-
warten sind. Dagegen ist mit geringen 
Auswirkungen hinsichtlich komplexer 
WLAN-Netze zu rechnen, da in die-
sen Fällen die Haftungsbeschränkung 
nur eine untergeordnete Rolle spielt. 
Es kann zudem gezeigt werden, dass 
die technologischen Entwicklungen 
im Zusammenhang mit heterogenen 
Netzen die Attraktivität von Hotspots 
insbesondere für MNOs erhöhen und 
somit voraussichtlich die Verfügbarkeit 
von öffentlichen Hotspots antreiben 
werden.
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Nr. 402: Christian M. Bender, Alex Kalevi Dieke, Petra 
Junk – Zur Marktabgrenzung bei Kurier-, Paket- 
und Expressdiensten, November 2015

Nr. 403: J. Scott Marcus, Christin Gries, Christian Wer-
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